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PRÄAMBEL 

Nach § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit Art. 23 der Gemeindeordnung für den 

Freistaat Bayern (GO) und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der jeweils gültigen Fas-

sung (s. Rechtsgrundlagen) hat der Markt Wertach den Bebauungsplan mit Grünordnung „Linzenlei-

ten II“ in öffentlicher Sitzung am 01.02.2018 als Satzung beschlossen. 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus dem zeichnerischen Teil des Be-

bauungsplanes des Planungsbüros LARS consult in der Fassung vom 01.02.2018. Er ist Bestandteil 

dieser Satzung. 

Bestandteile der Satzungen 

Der Bebauungsplan mit Grünordnung besteht aus der Satzung vom 01.12.2018 mit planungsrechtli-

chen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen und dem zeichnerischen Teil (Planzeichnung) vom 

01.02.2018.  

Dem Bebauungsplan ist eine Begründung mit gesondertem Umweltbericht in der Fassung vom 

01.02.2018 beigefügt. 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. 
I S. 3634). 
 

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 2 des Geset-
zes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057). 

 
- Verordnung zur Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung der Planinhalte (PlanZV 90) 

vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057). 
 

- Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007, 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 375). 
 

- Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. August 1998, zuletzt geändert durch Art. 17a Abs. 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 
2016 (GVBl. S. 335). 
 

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 
29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.September 
2017 (BGBl. I S. 3434) geändert worden ist. 
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SATZUNG 

 Planungsrechtliche Festsetzungen (§9 BauGB und BauNVO) 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

1.1.1  

 

Temporäre Festsetzung (aufschiebende Bedingung)  
nach § 9 Abs. 2 BauGB 
Die im gekennzeichneten Bereich festgesetzte Wohnnut-
zung ist erst dann zulässig, wenn die bei den Hofstellen 
Fl.Nr. 24 sowie Fl.Nr. 25  und 28 an den Heulüftern notwen-
digen Lärmschutzmaßnahmen vollständig umgesetzt und 
durch das Landratsamt Oberallgäu, Untere Immissions-
schutzbehörde, abgenommen worden sind.  
 

1.1.2  

 

Allgemeines Wohngebiet (WA), gem. § 4 BauNVO 
 
Zulässig sind:  
1. Wohngebäude, 
2. nicht störende Handwerksbetriebe, 
3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke. 
 
Ausnahmsweise sind Ferienwohnungen/Gästezimmer, die 
einem ständig wechselnden Kreis von Gästen gegen Entgelt 
vorübergehend zur Unterkunft zur Verfügung gestellt wer-
den (siehe § 13 a BauNVO), gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO 
zulässig, wenn sie gegenüber der Wohnnutzung in Grundflä-
che und Baumasse untergeordnet sind (§ 1 Abs. 9 BauNVO). 
 
 
Nicht zulässig sind „die der Versorgung des Gebiets dienen-
den „Läden und „Schank- und Speisewirtschaften“.  
Die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 (Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 
Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) 
werden, mit Ausnahme der oben ausnahmsweise zugelasse-
nen Ferienwohnungen/Gästezimmer, nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 
 
 

1.1.3  

 
 

Dorfgebiet (MD), gem. § 5 BauNVO  
gilt für qualifizierten und einfachen Bebauungsplan  
Zulässig sind: 
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1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe und die dazugehörigen Wohnungen und 
Wohngebäude, 

2. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit 
entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftliche 
Nebenerwerbsstellen, 

3. sonstige Wohngebäude, 
4. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung 

land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, 
5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirt-

schaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewer-
bes, 

6. sonstige Gewerbebetriebe, 
7. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchli-

che, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportli-
che Zwecke, 

 
Nicht zulässig sind: Gartenbaubetriebe und Tankstellen.  
Ausnahmen im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 werden nicht zu-
gelassen. 
 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

1.2.1  

 

Zulässige Grundflächenzahl (GRZ): hier 0,35 

Nach § 19 BauNVO in Verbindung mit § 19 Abs. 4 BauNVO 

1.2.2  

 

Firsthöhe (FH), Maximalmaß in m 

hier 7,5 

Gemessen ab Fertigfußbodenoberkante (FOK) bis zum höchsten Punkt 

des Dachfirstes. 

Firsthöhen entsprechend den Festsetzungen in den Nutzungsschablo-

nen. 

1.2.3  

 

Wandhöhe (WH), Maximalmaß in m;  

hier 5,8 m 

Max. zulässige traufseitige Wandhöhe Meter gemessen an der Außen-

wand von OK FOK bis Schnittpunkt Dachhaut. Sofern zulässige Wieder-

kehre oder Dachaufbauten im Bereich des Schnittpunktes der Außen-

wand mit der Dachhaut liegen, ist die Verbindungslinie zwischen den 

nächst gelegenen entsprechenden Schnittpunkten außerhalb solcher 

Bauteile maßgeblich. Wandhöhen entsprechend den Festsetzungen in 

den Nutzungsschablonen. 
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1.2.4  

 

Fußbodenoberkante Erdgeschoss Hauptgebäude 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO).  

als Höchstmaß, gemessen ab Höhenbezugspunkt 

Die FOK des Wohngebäudes (Erdgeschoss) darf bis max. 0,5 m über der 

fertigen Straßenoberkante, gemessen in der Mitte der zur Straße ge-

wandten Gebäudeseite, betragen.  

Für folgende Grundstücke gelten abweichend hiervon folgende Fest-

setzungen: 

GS 1 max. 1,5 m 

GS 2 max. 1,5 m  

GS 3 max. 1,5 m 

GS 4 max. 2,0 m 

GS 5 max. 2,5 m 

GS 6 max. 3,0 m 

GS 7 max. 3,0 m 

GS 26 max. -4,0 m 

GS 30 max. -1,0 m 

Die maximale Fußbodenoberkante (FOK) für das Erdgeschoss des 

Hauptgebäudes ist hierbei wie folgt zu ermitteln: Die geplanten Gebäu-

deaußenkanten der jeweiligen baulichen Anlage werden senkrecht (in 

Richtung der Grundstückszufahrt) bis zum Schnittpunkt mit dem Fahr-

bahnrand (Straßenbegrenzungslinie) verlängert. Die dort vorhandenen 

Höhenwerte der Erschließungsstraße, bzw. des Gehwegs werden als 

Höhenbezugspunkt für die jeweilige Bauparzelle ausgemittelt. 

Für das GS 26 ist Bezugshöhe die zugeordnete (verkehrsberuhigte) Er-

schließungsstraße (im Nordwesten). 

Für GS 30 ist die Bezugshöhe die Bahnhofstraße (Zufahrt TG). 

Für das GS 35 ist Bezugshöhe die Erschließungsstraße im Osten. 

 

1.2.5  Wohneinheiten Pro Einzelwohnhaus sind maximal 3 Wohneinheiten zulässig. Pro Dop-

pelhaushälfte sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig. 

Diese Regelung betrifft nicht GS 30 (Grundstück für verdichtetes 

Bauen). Hier wird die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten nicht be-

grenzt.  
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1.3 Bauweise und Baugrenzen 

1.3.1  

 

Offene Bauweise 
 
 
 

1.3.2  

 

Nur Einzelhäuser zulässig 
 
 
 

1.3.3   

 

Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
 
 

1.3.4  

 

Baugrenze 
Ein oberirdisches Vortreten von Gebäudeteilen ist unzulässig. 
 
 

1.3.5  

 

Firstrichtung zwingend 
Abweichungen von bis zu 10° gegenüber der Plandarstellung sind 
zulässig 
 
 

1.3.6  
 

 

Firstrichtung wahlweise 
Abweichungen von bis zu 10° gegenüber der Plandarstellung sind 
zulässig 
 

1.3.7  

 

Umgrenzung von Flächen für Garagen /Carports 
 
  
 

1.3.8  

 

Umgrenzungslinie Tiefgaragen (TG) und deren Zufahrt. 
In diesem Grundstück (GS 30) ist die Errichtung einer unterirdi-
schen Garage verpflichtend. Alle erforderlichen Stellflächen sind 
unterirdisch zu errichten. Die Errichtung der Tiefgarage sowie ih-
rer Zufahrt ist nur innerhalb der Umgrenzung zulässig.  
Die Errichtung von Besucherstellplätzen ist auch oberirdisch zuläs-
sig. 
 

1.3.9  Garagen, 
offene Garagen 

Garagen / offene Garagen (Carports) sind nur innerhalb der in der 
Zeichnung festgesetzten Baugrenzen bzw. der dargestellten Um-
grenzungslinien zulässig.  
 
In den Grundstücken (GS) Nr. 1 bis 7 sind Garagen auch in Keller-
geschossen zulässig. 
 
Die mittlere Wandhöhe von Garagen darf 3,0 m ab Geländeober-
fläche nicht überschreiten. Es gelten die Abstandsregelungen 
nach BayBO. 
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1.3.10  Nebenanlagen Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sind nur innerhalb der 
Baufenster zulässig.  
 
 

1.3.11  Abstandsflächen Es gelten die Abstandsregelungen nach Bayerischer Bauordnung 
 

1.4 Verkehrsflächen 

1.4.1  

 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche  

inkl. Seitenflächen (u.a. für Schneelagerung) 

 

1.4.2  

 

Öffentliche Verkehrsfläche  

mit Zweckbestimmung verkehrsberuhigt 

1.4.3  

 

Gehweg/Fußweg (öffentlich) 

1.4.4  

 

Geh- und Radweg (öffentlich) 

1.4.5  

 

Straßenbegrenzungslinie  

mit Bemaßung für das Regelprofil. 

1.4.6  

 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten  

 

1.4.7  

 

Bereich für Tiefgaragenzufahrt 

1.4.8  

  

Sichtfelder 

Die Sichtfelder müssen auf Dauer von allen Sichthindernissen  

über 0,8 m (bezogen auf die Fahrbahnoberkante) freigehalten werden. 

 



Bebauungsplan mit Grünordnung "Linzenleiten II"  
Satzung – Stand 01.02.2018  

 

www.lars-consult.de Seite 12 von 59 

 

1.5 Grünflächen, Grünordnung 

1.5.1  

 

Öffentliche Grünflächen, Verkehrsgrün, Seitenflächen 
Ausführung in wasserdurchlässiger Art für Straßenbegleitgrün, Rand-
flächen (z.B. Schotter-Rasen, Rasenpflaster, etc.). Auf allen anderen 
Flächen Herstellung von extensiven Wiesenstreifen zur Versickerung 
des Oberflächenwassers. Je Grundstück ist eine Unterbrechung von 
bis zu 6 m für Zufahrten zulässig. 
 

1.5.2  

 

Öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung: 
Ortsrandeingrünung 
Grünstreifen zur durchgängigen Entwicklung einer standortgerechten 
Ortsrandeingrünung am nordöstlichen Ortsrand. 
Die Fläche ist von Bebauungen jeglicher Art freizuhalten; Geländemo-
dellierungen sind nicht zulässig. Durch eine lockere Bepflanzung mit 
standortgerechten Laub- und Obstbäumen, Sträuchern und Hecken 
gemäß Pflanzempfehlung (gem. Ziff. 3.1.23) auf mindestens 25 % der 
Fläche soll ein naturnaher Ortsrand entwickelt werden. 
 

1.5.3  

 

Baumpflanzung in Privatgrundstücken  
Pro 500 m²; Grundstücksfläche ist mindestens ein Baum gemäß Pflanz-
empfehlung zu pflanzen. Davon ist mindestens ein Baum entlang der 
Straße zu situieren. 
Es sind Gehölze aus der unter „Pflanzempfehlungen“ (gem. Ziff. 
3.1.23) aufgeführten Pflanzenauswahl zu verwenden. 
(Die dargestellten Standorte sind Empfehlungen, sie in der Lage vari-
iert werden können.) 
 
 

1.5.4  

 

zu pflanzende Bäume, Lage festgelegt 
Es sind ausschließlich die vorgesehenen Arten zu verwenden. 
AP = Bergahorn / QR = Stieleiche 
 
Die Mindestgröße der zu pflanzenden Bäume I. und II. Ordnung, bzw. 
Obstbaumhochstämme beträgt 16/18 cm Stammumfang. 
 

1.5.5  

 

Zu erhaltender Bestandsbaum 
Bei notwendiger Rodung (bei Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des o.a.) ist ein gleichwertiger Ersatzbaum zu pflanzen. 
 

1.5.6  

 

Straßenbegleitende Baumpflanzung, öffentliche Flächen,  
regelmäßiger Abstand, Lage variabel 
Entlang der Straße sind in regelmäßigem Abstand (Standort variabel) 
Hainbuchen (Carpinus betulus) zu pflanzen. Alternativ können einheit-
lich Mehlbeeren (Sorbus aria), Bergahorn (Acer pseudoplatanus) oder 
Winterlinde (Tilia cordata) gepflanzt werden. 
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1.5.7  

 

Gehölzpflanzung, Lage variabel 
Variabler Standort innerhalb der Grünflächen. Es sind Gehölze aus der 
unter „Pflanzempfehlungen“ in Ziff. 3.1.23 aufgeführten Pflanzenaus-
wahl zu verwenden. 
 

1.5.8  

 

Rodung Bestandsbaum 
 
 
 

1.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft, Grünordnung  

1.6.1  

 

Abgrenzung Ausgleichsfläche (hier A1) 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung der Landschaft 
 
In Kapitel 7.3.1 der Begründung zum Bebauungsplan (sowie in Kapi-
tel 4.2.3 des Umweltberichtes) wird ein Ausgleichsflächenbedarf ge-
mäß §1a BauGB (entsprechend den „Grundsätzen für die Anwen-
dung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitpla-
nung“ des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung 
und Umweltfragen, 2. erweiterte Auflage Januar 2003) von 
17.414 m² ermittelt. 

Dieser Ausgleichsflächenbedarf wird im vorliegenden Bebauungsplan 
mit integriertem Grünordnungsplan über Ausgleichsmaßnahmen auf 
externen Ausgleichsflächen mit einer anrechenbaren Fläche von ca. 
17.798 m² erbracht. In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde im Landratsamt Oberallgäu werden die nachfolgenden Aus-
gleichsflächen gem. § 9 Abs 1a BauGB dem Bebauungsplan zugeord-
net: 
 
Ausgleichsfläche A1: Gemeinde und Gemarkung Wertach, Teilfläche 
der Fl.-Nr. 492 und Fl.-Nr. 493, Größe Ausgleichsfläche ca. 2.804 m² 
 
Maßnahmen: 
- Anlage eines Obstbaumbestandes mit 3 Obstbaumreihen (Pflanzab-
stand 10 m) zur Aufwertung des Landschaftsbildes sowie zur Anrei-
cherung der Habitatstrukturen; dabei Auswahl aus folgender Arten-
liste: 
Äpfel: Jakob Fischer, Roter Boskoop, Rheinischer Bohnapfel, Wel-
schisner 
Birnen: Palmischbirne, Schweizer Wasserbirne, Wahlsche 
Schnapsbirne 
Zwetschgen: Bühler Frühzwetschge, Hauszwetschge, Schöneberger 
Zwetschge, Schneiders Späte Knorpelkirsche, Schwäbische Stein-
weichsel 
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Es können aber auch andere krankheitsresistente, örtlich bekannte 
und bewährte Sorten gepflanzt werden. Unzulässig sind jedoch Ge-
hölze, die als Zwischenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Acker-
bau gelten und in der Feuerbrandverordnung vom 20.12.1985 aufge-
führt sind (BGBI. I. 1985 S. 2551). 
 
- Pflanzung von 2 Stieleichen (Quercus robur) als Solitärbäume im 
östlichen Bereich der Ausgleichsfläche; Der Standort ist entspre-
chend dem Ausgleichsflächenplan festgesetzt. 
Die Mindestgröße der zu pflanzenden Laubbäume, Bäume I. Ord-
nung bzw. Obstbaumhochstämme beträgt 16/18 cm Stammumfang. 
 
- Umwandlung des intensiv genutzten Grünlandes in eine Extensiv-
wiese durch eine Anpassung der Flächenbewirtschaftung in Bezug 
auf den vollständigen Verzicht auf Dünger (sowohl mineralischer als 
auch organischer Dünger) und Pflanzenschutzmittel sowie eine ein- 
bis zweimalige Mahd mit Mähgutabfuhr ab Mitte Juli. 
 
Pflege: 
Gehölze: Aufbau- und Erziehungspflege bis zur Entwicklung einer 
fruchtenden Krone (maximal 12 Jahre), danach Unterhaltungspflege 
Extensivwiese:1- bis 2-malige Mahd pro Jahr ab Mitte Juli, 3- bis 4-
malige Mahd pro Jahr ab Mitte Juli und Offenhalten der Baumschei-
ben während der Aufbauphase der Obstbäume, Abtrag des Mahdgu-
tes, vollständiger Verzicht auf Dünger (sowohl mineralischer als auch 
organischer Dünger) und Pflanzenschutzmittel, völlige Bewirtschaf-
tungsruhe im Zeitraum zwischen 20. März und 20. Juni, Mahdhäufig-
keit nach Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde der tat-
sächlichen Aufwuchsmenge anzupassen. 
 
Ausgleichsfläche A2: Gemeinde und Gemarkung Wertach, Teilfläche 
der Fl.-Nr. 1365, Größe Ausgleichsfläche ca. 1.340 m² 
 
Maßnahmen: 
- Entwicklung eines naturnahen Hochstaudensaumes durch die Ein-
saat von autochthoner Saatgutmischung nach Aufreißen der Gras-
narbe bzw. Umbruch der Teilfläche (Breite ca. 5 m Saatgutmischung 
einer artenreichen Feuchtwiese) 
- Extensivierung der als Intensivgrünland genutzten Flächen; bei Be-
weidung ist die Viehbestandsdichte zu beschränken, bei Mahd ist auf 
eine ein- bis zweimalige Sommermahd umzustellen 
 
Pflege: 
- Hochstaudensaum: Mahd einmal jährlich im Herbst, Mähgutabfuhr 
auf Fläche belassen, abschnittsweise jährlich versetzt 
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- Extensives Grünland: bei Weidenutzung ist die Viehbestandsdichte 
auf einen maximalen Wert von 1,5 Großvieheinheiten (GVE) zu be-
schränken; bei Nutzung durch Mahd folgt 1-2-malige Mahd pro Jahr 
ab Mitte Juli, Abtrag des Mahdgutes, vollständiger Verzicht auf Dün-
ger (sowohl mineralischer als auch organischer Dünger) und Pflan-
zenschutzmittel 
Völlige Bewirtschaftungsruhe im Zeitraum zwischen 20. März und 
20. Juni; nach Möglichkeit zeitlich bzw. räumlich versetzte Mahd (ab-
schnittsweise bzw. streifenweise Mahd), um der Fauna Rückzugsha-
bitate zu ermöglichen; Mahdhäufigkeit nach Rücksprache mit der 
Unteren Naturschutzbehörde der tatsächlichen Aufwuchsmenge an-
zupassen. 
Die Ausgleichsmaßnahmen auf den Ausgleichsflächen A1 und A2 
sind im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1a S. 2 BauGB mit dargestellt 
und damit festgesetzt. 
 
 
Zuordnungsfestsetzung zu Ausgleichsfläche A3 
 
Zusätzlich sind für den Bebauungsplan „Linzenleiten II“ Ausgleichs-
maßnahmen in einem Umfang von ca. 13.654 m² nachzuweisen. Die 
Maßnahmen auf der hierfür vorgesehenen Fläche können nicht fest-
gesetzt werden, da sich die gemeindeeigene Ausgleichsfläche außer-
halb des eigenen Gemeindegebietes befindet. Folglich werden diese 
im Rahmen sonstiger geeigneter Maßnahmen zum Ausgleich auf von 
der Gemeinde bereitgestellten Flächen durchgeführt und gem. § 9 
Abs. 1a BauGB dem Bebauungsplan zugeordnet: 
 
Ausgleichsfläche 3: Fl.-Nr. 4856/9, Gemeinde Oy-Mittelberg und Ge-
markung Mittelberg, Größe Ausgleichsfläche ca. 13.654 m² 
 
Maßnahmen: 
- Umwandlung der intensiv bewirtschafteten Grünlandflächen in 
Nasswiesen- bzw. Kalkflachmoorflächen durch Anpassung der Flä-
chenbewirtschaftung 
- Wiederherstellung des Wasserhaushaltes, ggf. durch Verschließen 
der vorhandenen Drainagen 
- Weitere Vernässung des vorhandenen Fichten-Birken-Moorwaldes 
zur Weiterentwicklung des Biotopbestandes, ggf. Entnahme von Ein-
zelbäumen (insbesondere Fichten) 
- Anbringen von Flachkästen und ggf. senkrechten Brettern als popu-
lationsstützende Maßnahmen für im Raum vorkommende Fleder-
mausarten 
 
Pflege: 
- Extensivwiese: 1-2-malige Mahd pro Jahr abwechselnd einmal 
(Herbst) und zweimal (Juni und Oktober) und Abtrag des Mahdgutes, 



Bebauungsplan mit Grünordnung "Linzenleiten II"  
Satzung – Stand 01.02.2018  

 

www.lars-consult.de Seite 16 von 59 

 

vollständiger Verzicht auf Dünger (sowohl mineralischer als auch or-
ganischer Dünger) und Pflanzenschutzmittel; nach Möglichkeit zeit-
lich bzw. räumlich versetzte Mahd (abschnittsweise bzw. streifen-
weise Mahd), um der Fauna Rückzugshabitate zu ermöglichen. 
 
Folglich werden durch die aufgeführten Ausgleichsmaßnahmen die 
mit dem geplanten Projekt verbundenen Eingriffe in Natur und Land-
schaft - vorbehaltlich der Zustimmung durch die Untere Naturschutz-
behörde - vollständig ausgeglichen. 
 

1.6.2  

 

Aufbau einer Streuobstwiese 

 
 

1.6.3  

 

Extensivierung von Grünlandflächen 
(siehe Ausgleichsfläche A2) 

 

1.6.4  

 

Entwicklung eines Hochstaudensaumes 
(siehe Ausgleichsfläche A2) 

 

1.6.5  

 

Quartiers- und lebensraumschaffende Maßnahmen 
für Fledermäuse 
(siehe Ausgleichsfläche A3) 

1.6.6  

 

Vernässung Moorgehölzbestand 
(siehe Ausgleichsfläche A 3) 

 

1.6.7  

 

Umwandlung in Nasswiesen bzw. Kalkmoorflächen 
(siehe Ausgleichsfläche A3) 
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1.7 Bodenmodellierung, Niederschlagswasser, Versiegelung  

1.7.1  Bodenversiegelung Bodenversiegelungen im Bereich von Zufahrten, Stell-
plätzen und befestigten Außenbereichen (z.B. Terras-
sen) sind auf das notwendige Mindestmaß zu beschrän-
ken. 
Stellplätze und Zufahrten auf privaten und öffentlichen 
Grundstücken sind nur in einer Ausführung als Rasen-
Gitterstein, Rasenpflaster mit breiten begrünten Fugen, 
Schotter-Rasen, Drain - Pflaster oder als wassergebun-
dene Flächen zulässig.  
 
 

1.7.2  Bodenmodellierungen, 
Abgrabungen 

Auffüllungen und Anböschungen haben möglichst mit 
anfallendem Aushub der Baumaßnahme zu erfolgen 
und sind entlang des Straßenraumes nur bis zu einer 
maximalen Höhe von 1,20 m zulässig. Bei gestuften Bö-
schungen muss die Breite des Rücksprungs mindestens 
1,50 m betragen 
 

1.8 Sonstige Festsetzungen 

1.8.1  

 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 

des BP Linzenleiten II, Markt Wertach  
 
 

1.8.2  

 

Bereich des einfachen Bebauungsplanes; 
in dem gekennzeichneten Bereich ist lediglich die Festsetzung zur 
Art der Nutzung (MD) getroffen. Dadurch sind die Anforderungen 
des § 30 Abs. 1 (qualifizierter Bebauungsplan) nicht erfüllt. 
  

1.8.3  

 

Abgrenzung unterschiedlicher Art und Maß baulicher Nutzung: 
hier: Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
 
 

1.8.4  

 

Maßzahlen (siehe Planzeichnung);  
hier 3,50 m. 
 
 

1.8.5  

 

Mit Leistungsrecht (LR) zu belastende Fläche 
Freifläche beidseitig der des hier verlaufenden/geplanten 
Schmutz- bzw. Mischwasserkanals der Marktgemeinde Wertach 
die offen gehalten werden muss („Leitungsrechtzone“). Gehölz-
/Baumpflanzungen, Überbauung jeglicher Art sowie die Einrich-
tung von Dauerstellplätzen und Lagerflächen für schwer transpor-
tierbare Materialien sind nicht zulässig. Beidseitig der Leitung 
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wird ein Schutzstreifen von mindestens 1,50 m bzw. 2,0 m festge-
setzt (siehe Planzeichnung). 
 

1.8.6  

 

Flächen für Schneelagerung 
Entlang des Fahrbahnrandes ist in den gekennzeichneten Berei-
chen auf den privaten Grundstücksflächen auf der gesamten 
Länge ein 0,5 m breiter Streifen für die Lagerung von Schnee frei-
zuhalten. Einfriedungen, Bepflanzungen etc. sind entsprechend 
zurückversetzt anzulegen. Zur Gewährleistung einer einheitlichen 
Gestaltung des Straßenraumes sind diese Flächen als Ra-
sen/Schotterrasen anzulegen. 
Hofzufahrten und Zugänge sind davon ausgenommen. 
 

 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9 Abs. 4 BauGB 

in Verbindung mit Art 81 (BayBO) 

2.1 Gebäude und Nebenanlagen  

2.1.1  

 

Zulässige Dachformen auf Hauptgebäuden:  
SD = Satteldach; vPD = versetztes Pultdach 
 
Dacheinschnitte sind unzulässig. 
 
Garagen sind mit Satteldach bzw. Pultdach zu errichten. 
Die Dachneigung ist dem Hauptgebäude anzupassen. 
 
Ausschließlich Garagen, die in das Gelände integriert 
und auf mindestens zwei Seiten bündig mit der Ober-
kante des anstehenden natürlichen Geländes sind, sind 
auch in Flachdachausführung zulässig. 
 
Carports (offene Garagen) sind auch mit Flachdach zu 
errichten, sofern sie nach mindestens drei Seiten offen 
sind. 
 

2.1.2  

 

Max. zulässige Dachneigung:  
hier: 15-30 ° 

   
 

2.1.3  Bedachung Als Dachdeckung für geneigte Dächer sind nur Dachzie-
gel bzw. Betonpfannen oder Blecheindeckungen (be-
schichtetes Metall/ feuerverzinntes Kupfer) mit abtrags-
freier Schutzschicht in roten, rotbraunen oder anthrazit-
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farbenen Tönen und nichtglänzend zulässig. „Flachdä-
cher bei Carports und Garagen dürfen auch als Grün-
dach ausgeführt werden“. 
 
 

2.1.4  Wiederkehre und 
Zwerchgiebel  

Wiederkehre (gegenüber der Außenwand vorspringende 
Bauteile mit First-Richtung quer zur Haupt-First-Rich-
tung) und Zwerchgiebel (Bauteile mit First-Richtung quer 
zur Haupt-First-Richtung, die die Traufe unterbrechen) 
sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig  

• Max. Breite (Außenkante Außenwand):  
30 % der Gebäudelänge (Außenkanten der 
Giebelwände ohne Berücksichtigung von un-
tergeordneten Vor- und Rücksprüngen)  

• Mindest-Abstand (Außenkanten) unterei-
nander: 1,25 m 

• Mindest-Abstand (Außenkanten) zur Gebäu-
dekante der jeweiligen Giebelseite: 2,50 m  

• Mindest-Abstand (senkrecht gemessen) zum 
nächstgelegenen First des Hauptdaches:  
0,5 m 

 
Auf Dachflächen mit Wiederkehr ist die Errichtung von 
Gauben unzulässig. 
 

2.1.5  Dachaufbauten / 
Dachgauben 

Gebäude mit Dachneigungen unter 26°: 
- Dachgauben sind nicht zulässig 
 
Gebäude mit Dachneigungen ab 26°: 
Dachaufbauten / Dachgauben sind unter folgenden Vo-
raussetzungen zulässig:  

• Max. Breite (Außenkante ohne Dachüber-
stände): 3,0 m 

• Mindestabstand untereinander (Außenkante 
ohne Dachüberstand): 1,25 m 

• Mindestabstand zur Gebäudekante der jeweili-
gen Giebelseite: 1,5 m. 

• Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum 
nächstgelegenen First des Hauptdaches: 0,50 m.  
 

Unter Dachgauben sind Dachaufbauten zu verstehen, 
welche innerhalb der Dachfläche liegen, nicht mit der 
Außenwand verbunden sind und somit die Dachtraufe 
nicht unterbrochen wird.  
 
Dachaufbauten sind als stehende Gauben oder als 
Schleppgauben mit einer Mindestneigung von 5° oder 
als Spitzgauben auszuführen. 
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2.1.6  Solarthermie und 
Photovoltaik-
anlagen 

Solarthermie- und Photovoltaikanlagen dürfen nur auf 
Dachflächen und nur in gleicher Neigung wie das Haupt-
dach ausgeführt werden. Es ist darauf zu achten, dass 
Blendwirkungen ausgeschlossen sind. 

Aufständerungen sind unzulässig. Mindestabstand zur 
Gebäudekante der jeweiligen Giebelseite sowie zum 
nächstgelegenen First des Hauptdaches: mind. 0,5 m.  
 

2.1.7  Werbeanlagen Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leis-
tung zulässig. Pro Grundstück ist maximal eine Werbean-
lage zulässig. Unzulässig sind Werbeanlagen mit wech-
selndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Boos-
ter- und Laserwerbung. Werbeanlagen sind auf eine ma-
ximale Größe von 1,0 m² begrenzt.  
 

2.1.8  Freileitungen Freileitungen der Stromversorger, Telekommunikation 
usw. sind nicht erlaubt.  

 

2.1.9  Außenantennen Empfangsanlagen zum Betrieb von Rundfunk-, Fernseh-, 
CB-Anlagen o.ä. sind zulässig. Antennen, die den o.g. 
Umfang überschreiten (z.B. zum Betrieb von überregio-
nalen Funkanlagen mit seitlich abgespanntem Sende-
mast) sind unzulässig.  
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2.2 Stellflächen  

2.2.1  Stauraum vor  
Garagen  

Vor Garagen ist zur öffentlichen Verkehrsfläche hin eine 
Aufstellfläche von mindestens 5,00 m einzuhalten. Diese 
Fläche zählt nicht als Stellplatzfläche.  
 

2.2.2  Stellplätze Es sind 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit innerhalb des 
Grundstückes zu erstellen.  
(Bei Baufeld „GS 30“ siehe auch Ziffer 1.3.8 des Texttei-
les).  
Im Übrigen gilt § 20 der Verordnung über den Bau und 
Betrieb von Garagen sowie über die Zahl der notwendi-
gen Stellplätze  
(GaStellV) vom30.11.1993, zuletzt geändert zuletzt durch 
Verordnung vom 25. April 2015 (GVBl. S. 148), mit der da-
zugehörigen Anlage. 

2.3 Einfriedungen 

2.3.1  Einfriedungen und 
Stützmauern 

Sichtschutzmatten und Mauern jeglicher Art als Einfrie-
dung sind nicht zulässig.  
 
Entlang der Erschließungstrassen sind Einfriedungen 
und Hecken mit einer maximalen Höhe von 1,00 m zu-
lässig. Die festgesetzten „Flächen für Schneelagerung“ 
sind einzuhalten. 
 
Stützmauern sind nur zulässig, wo sie zur Gestaltung 
des Geländes aufgrund der vorhandenen Topographie 
her erforderlich sind (z.B. zum Straßenraum). Die max. 
zulässige Höhe liegt bei 1,20 m. 
 
Einfriedungen und Bepflanzungen dürfen die Verkehrs-
sicherheit öffentlicher Straßenräume nicht beeinträch-
tigen.  

 
 

  



Bebauungsplan mit Grünordnung "Linzenleiten II"  
Satzung – Stand 01.02.2018  

 

www.lars-consult.de Seite 22 von 59 

 

 Kennzeichnung, nachrichtliche Übernahmen, Hinweise 

3.1.1  

 

 
Flurgrenze Bestand 
(nachrichtliche Darstellung)  
 

3.1.2  

 

Bestandshöhe  
 
 
 

3.1.3  

 

Vorhandene Böschung,  
Bodenmodellierung 
 
 

3.1.4  

 

geplante Grundstücksgrenzen (Vorschlag) 
 
 
 

3.1.5  

 

Ungefähre Grundstücksgröße 
der geplanten Grundstücke  
 
 

3.1.6  

 

Bestandsgebäude  
 
 
 

3.1.7  

 

Bestehende Baumgruppe, Gehölzsaum 
 
 
 

3.1.8  

 

Amtlich kartiertes Biotop 
 
 
 

3.1.9  

 

Pflanzvorschlag 
 
 
 

3.1.10  

 

Bestehender Graben 
 
 
 

3.1.11  

 

Geplanter Rückbau Graben oberirdisch 
 
 
 

3.1.12  

 

Bestehende Elektroleitung (20 kV)  
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3.1.13  

 

Geplanter Rückbau Elektroleitung / Verlegung (unterirdisch) 
 
 
 

3.1.14  

 

Bestehendes Erdkabel 20kV 
 
 
 

3.1.15  

 

Bestehende Wasserleitung 
 
 
 

3.1.16  

 

Geplanter Rückbau / Verlegung Wasserleitung 
 
 
 

3.1.17  

 

Bestehender / geplanter Schmutzwasser-Kanal 
 
 
 

3.1.18  

 

Bestehender Mischwasser-Kanal 
 
 
 

3.1.19  

 

Zurückgebauter Mischwasser-Kanal 
 
 
 

3.1.20  

 

Bestehender Regenwasserkanal 
 
 
 

3.1.21  Plangenauigkeit Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage einer digitalen Flur-
karte erstellt. Somit ist von einer hohen Genauigkeit auszuge-
hen, wobei sich dennoch im Rahmen einer späteren Ausfüh-
rungsplanung oder Einmessung Abweichungen ergeben können. 
Dafür kann seitens der Gemeinde und des Planungsbüros LARS 
consult Memmingen keine Gewähr übernommen werden. 
 

3.1.22  Grund-/ 
Niederschlags- 
wasser 

In der Talsohle liegt der mittlere Grundwasserspiegel im Be-
reich von unterkellerten Gebäuden. Eine Ausbildung des UG 
als dichte Wanne nach DIN 18195-6 wird hier zumindest bis 
zu den Kellerfenstern empfohlen 
 
Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist 
Quell- bzw. wild abfließendes Hangwasser aus höher gelege-
nen Bereichen (v.a. nach Starkregenereignissen sowie im 
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Frühjahr) nicht auszuschließen. Insbesondere in den, dem 
Hang zugeneigten nordwestlichen Grundstücksbereichen sind 
von den Bauherren im Rahmen der Bebauung entsprechende 
Vorkehrungen zur Versickerung bzw. Ableitung von Oberflä-
chenwasser zu treffen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerab-
gänge und Türen, ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite 
usw.). Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf 
dabei nicht zum Nachteil gerade eines tiefer liegenden 
Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert wer-
den. (vgl. § 37 WHG). 
 
In folgenden Grundstücken muss das anfallende Nieder-
schlagswasser auf dem Grundstück versickert werden:  
GS 19, GS 20, GS 21, GS 22, GS 23, GS 24, GS 25, GS 26, GS 27, 
GS 28, GS 29, GS 30, GS 31, GS 32, GS 33, GS 34, GS 35, GS 37, 
GS 38, GS 39, GS 40, GS 41 . Diese Grundstücke erhalten ei-
nen Regenwasser-Revisionsschacht ausschließlich für das 
Überlaufwasser aus den privaten Versickerungsanlagen.  
 
Bei allen anderen Grundstücken ist eine flächenhafte Versi-
ckerung erwünscht, hier kann jedoch das anfallende Nieder-
schlagswasser bei Bedarf ungedrosselt in die Kanalisation Re-
genwasserkanal/Trennsystem) eingeleitet werden. Dabei sind 
die Vorgaben des DWA-Regelwerkes M 153 zu beachten.   
 
 

3.1.23  Pflanzempfehlung Es wird empfohlen, im Bereich der privaten und öffentlichen 
Grünflächen Gehölze auf der nachfolgenden Liste (einheimische 
und feuerbrandresistente Gehölze) zu verwenden: 
 
Äpfel:  
Roter Boskoop, Jakob Fischer (= Schöner vom Oberland), Rheini-
scher Bohnapfel, Welschisner 
Birnen: 
Palmischbirne, Schweizer Wasserbirne, Wahlsche Schnapsbirne 
Pflaumen: 
Bühler Frühzwetschge, Hauszwetschge, Schöneberger 
Zwetschge, Schneiders Späte Knorpelkirsche, Schwäbische 
Steinweichsel 
 
Es können aber auch andere krankheitsresistente, örtlich be-
kannte und bewährte Obstbaumsorten gepflanzt werden, bevor-
zugt gemäß Liste der Bayerischen Landesanstalt für Wein- und 
Gartenbau „Feuerbrandtolerante Apfel- und Birnensorten“. 
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Bäume I. Ordnung: 
Bergahorn (Acer pseudoplatanus) 
Winterlinde (Tilia cordata) 
Stieleiche (Quercus robur) 
 
Bäume II. Ordnung: 
Feldahorn (Acer campestre) 
Birke (Betula pendula) 
Hainbuche (Carpinus betulus) 
Mehlbeere (Sorbus aria) 
 
Großsträucher und Sträucher: 
Berberitze (Berberis vulgaris) 
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 
Haselnuss (Corylus avellana) 
Gewöhnlicher Liguster (Ligustrum vulgare) 
Gemeiner Flieder (Syringa vulgaris) 
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus) 
 
Thuja/Scheinzypressen-Hecken sind entlang des Straßenraumes 
unerwünscht. 
Bei der Auswahl der Sorten wurden die raueren klimatischen Be-
dingungen im südlichen Alpenvorland berücksichtigt. 
Neben den aufgeführten Baum- und Straucharten können auch 
andere, örtlich bekannte und bewährte Arten gepflanzt werden. 
Zu vermeiden ist jedoch die Pflanzung von Gehölzen, die als Zwi-
schenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau laut Ver-
ordnung zur Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrand-
verordnung vom 20.12.1985, BGBI. I 1985 S. 2551) gelten. 
 

3.1.24  Archäologie, 
Bodendenkmäler 

Bei etwaigen Funden von Bodendenkmälern sind Art. 8, Abs. 1 
und 2 DSchG zu beachten. 
Sollten Hinweise zu Bodendenkmälern in Erscheinung treten, ist 
das zuständige Bayer. Landesamt f. Denkmalpflege, Dienststelle 
Thierhaupten, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten oder die zu-
ständige Untere Denkmalschutzbehörde zu verständigen. 
 

3.1.25  Emissionen / 
Immissionen 

Aufgrund der Hanglage sind die Anforderungen der 1. BlmSchV 
„Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen“ sowie 
der Feuerungsverordnung v.a. in Bezug auf Kaminhöhen von 
Hausfeuerungsanlagen zu beachten. 
 
Das Baugebiet grenzt unmittelbar an landwirtschaftliche Nutzflä-
chen Hofstelle an. Lärm-, Staub- und Geruchsbelästigungen, die 
im Rahmen der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der auftre-
ten können, sind zu dulden.  
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Durch den Betrieb von Luftwärmepumpen können bei ungünsti-
ger Aufstellung durch tonhaltige Geräusche in der Nachbarschaft 
Immissionswertüberschreitungen der TA Lärm und somit schäd-
liche Umweltauswirkungen gerade nachts an benachbarten 
Wohngebäuden nicht ausgeschlossen werden. Es wird deshalb 
empfohlen, Luftwärmepumpen so zu errichten, dass an den 
nächstgelegenen Baugrenzen oder Wohngebäuden Beurtei-
lungspegel nach der TA Lärm von 34 dB(A) nicht überschritten 
werden. Dies kann vor allem durch eine schalltechnische güns-
tige Aufstellung oder Schalldämmung der Lüftungsaggregate er-
reicht werden 
 

3.1.26  Energie-
versorgung 

Für das Neubaugebiet wurde eine Energienutzungsplan erstellt, 
in dem die möglichen Potenziale von nachhaltigen Formen der 
Energiegewinnung zentralen und dezentralen aufgezeigt wer-
den. Zur Optimierung der Energiebilanz wird empfohlen, die hier 
aufgezeigten Formen der Energiegewinnung/-nutzung umzuset-
zen. Bei Interesse besteht die Möglichkeit der Bauherrenbera-
tung.  
 

3.1.27  Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des 
Geltungsbereiches sind im Zuge des Erlasses der Baugenehmi-
gungen die artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG 
zu berücksichtigen (Tötungs- und Verletzungsverbot, Störungs- 
und Schädigungsverbot). 
Bei der Baufeldfreimachung und ggf. notwendigen Gehölzrodun-
gen sind darüber hinaus auch die allgemeinen Schutzzeiten nach 
§ 39 BNatSchG zu beachten (keine Durchführung zwischen  
(1. März bis 30. September). 
 

3.1.28  Bodenschutz Zum Schutz des Bodens ist vor Beginn der baulichen Arbeiten 
auf der überbaubaren Grundstücksfläche der Oberboden abzu-
tragen, getrennt zu lagern und nach Abschluss der Baumaß-
nahme wieder einzubauen. Er darf nicht durch Baumaschinen 
verdichtet, mit Unterboden vermischt oder überlagert werden. 
Es wird die DIN 19731 zur Anwendung empfohlen. Die Boden-
mieten sollten nicht befahren werden, um Qualitätsverlusten 
vorzubeugen und sind bei einer Lagerungsdauer von mehr als 
24 Wochen zu begrünen. Überschüssiges Oberbodenmaterial ist 
unter Beachtung des § 12 BBodSchV ortsnah zu verwerten. Flä-
chen, die als Grünfläche oder zur gärtnerischen Nutzung vorge-
sehen sind, sollten nicht befahren werden." 
 

3.1.29  Müll, Spermüll Die Abfuhr von Müll / Sperrmüll etc. erfolgt nur entlang der Er-
schließungsstraße. Anwohner der Stichstraßen haben Müllbehäl-
ter / Reststoffe an den Abfuhrtagen eigenständig am nächstmög-
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lichen geeigneten Standort an der Erschließungsstraße zur Lee-
rung bzw. Mitnahme bereitzustellen. 
 

3.1.30  Baugrund, 
Hyrologie 

Das Gutachten zur Baugrunderkundung (GEO consult, Dez 2016) 
ist zu berücksichtigen. Nachfolgende Hinweise sind dem o.g. 
Gutachten entnommen:  
Von einer punktuellen Lastabtragung innerhalb der Deckschich-
ten wird abgeraten. Alle Gebäudelasten müssen auf die tragfähi-
gen Quartärkiese, die Moränenablagerungen, die tertiären 
Schichten oder die Hangschuttschichten abgetragen werden. Die 
Bemessung von Einzel- und Streifenfundamenten ist in 4.3 des 
Baugrundgutachtens dargestellt.  
Die anstehenden Schichten sind stark wasserempfindlich. Die 
Gründungssohlen sind deshalb nach dem Freilegen umgehend 
durch eine zumindest 5 cm starke Magerbetonschutzschicht zu 
versiegeln, sofern nicht kurzfristig der Konstruktionsbeton einge-
bracht wird. 
Alle unterschiedlich tief gegründeten sowie unterschiedlich hoch 
belasteten Gebäudeteile sind vollkommen voneinander abzufu-
gen, sofern das unterschiedliche Setzungsverhalten nicht aus 
statischer Sicht in Kauf genommen werden kann (generelle allge-
meine Anforderung). 
 
In der Talsohle liegt der mittlere Grundwasserspiegel im Bereich 
von unterkellerten Gebäuden. Eine Ausbildung des UG als dichte 
Wanne nach DIN 18195-6 wird zumindest bis zu den Kellerfens-
tern empfohlen. Zudem können Wasserhaltungsmaßnahmen 
während der Bauzeit notwendig werden. 
 
Im Hangbereich liegt kein zusammenhängender Grundwasser-
spiegel vor, hier werden keine Wasserhaltungsmaßnahmen wäh-
rend der Bauzeit notwendig. Aufgrund der geringen Durchlässig-
keit der Moräne, der Hangschuttschichten und den tertiären 
Schichten sind hier alle Bauwerke (Kanal, Gebäude) an der Sohle 
zu drainieren. 
Bei den wechselnden Untergrundverhältnissen sowie den zum 
Teil mächtigen, gering tragfähigen Schichten werden für die ein-
zelnen Gebäude zusätzliche Rammsondierungen sowie Sohlab-
nahmen durch einen Fachmann für Geotechnik empfohlen. 
 

3.1.31  Brandschutz Bei der Erschließungsplanung sind folgende Vorgaben zum ab-
wehrenden Brandschutzes zu beachten: 
Die Zufahrten sind nach den „Richtlinien über Flächen für die 
Feuerwehr“ -Fassung Juli 1998- (AIIMBI Nr. 15/2008) und in An-
lehnung an die DIN 14090 herzustellen. 
Die Löschwasserversorgung ist nach dem Regelwerk der DVGW 
Arbeitsblatt W 405 zu ermitteln.  
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Als Hydranten sind Überflurhydranten DN 100 vorzusehen. Die 
Abstände der Hydranten zueinander sollten 120 m nicht über-
schreiten. 
 

3.1.32  Sicherung vor 
Rückstau 

Ablaufstellen für Schmutz- und Regenwasser, deren Wasserspie-
gel unterhalb der Rückstauebene (Oberkante Straße) liegen, sind 
nach DIN 1986-100 durch Rückstau aus dem Schmutz und Re-
genwasserhauptkanal zu schützen. Rückverschlüsse müssen der 
DIN EN 13564-1 entsprechen. 
 

3.1.33  Sonstige 
Ergänzende 
Hinweise 

Die Gemeinde behält sich das Recht vor, während der öffentli-
chen Erschließungsmaßnahmen uneingeschränkt die bereits ver-
äußerten Bauparzellen nutzen zu dürfen. Mit dem Tag der Ab-
nahme der Erschließungsmaßnahmen erlischt dieses Recht. 
 
Die Festlegung geeigneter Standorte für notwendige Kabelver-
teilerschränke, Leuchten oder ähnliche Einrichtungen in der öf-
fentlichen bzw. privaten Fläche sowie mögliche Vereinbarungen 
diesbezüglich behält sich die Gemeinde vor.  
 
Baumaterialien, die eine nachweisliche Belastung für Mensch o-
der Umwelt zur Folge haben, sind bei der Bauausführung zu ver-
meiden. 
 
Im Bereich der Erschließungsstraßen sollten insektenfreundliche 
Lichtquellen verwendet werden.  
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BEGRÜNDUNG  

 Planungsanlass 

Die Marktgemeinde Wertach plant im Bereich „Linzenleiten II“ am nordöstlichen Ortsrand, zwischen 

Panoramaweg und Bahnhofstraße, ein Wohnbaugebiet zur Deckung des kurz- bis mittelfristig anste-

henden Wohnraumbedarfes zu entwickeln.  

Die Marktgemeinde Wertach liegt im südlichen Landkreis Oberallgäu und stellt durch seine attraktive 

naturräumliche Lage sowie den hohen Freizeitwert einerseits und ihre gute Verkehrsanbindung 

(B 311 / A 7) andererseits einen sehr attraktiven Wohnstandort dar. Derzeit (Stand 31.12.2014 Statis-

tik kommunal) leben 2.467 Personen in Wertach. Die Bevölkerungsentwicklung ist in den vergange-

nen Jahren kontinuierliche angestiegen. Gemäß Demographiespiegel Bayern ist auch bis 2028 mit ei-

nem weiteren Wachstum zu rechnen (+7,8%). Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die Gemeinde, im 

östlichen Anschluss an den Altortbereich und im südlichen Anschluss an das bestehende Wohnbau-

gebiet „Panoramaweg“ ein Wohnbaugebiet zu entwickeln. Hier sollen zum einen Bauflächen zur De-

ckung der Nachfrage an Baugrundstücken für die Errichtung von Einfamilienhäusern und darüber hin-

aus Flächen für die Entwicklung von zeitgemäßem, verdichtetem Wohnen geschaffen werden.  

Vor dem Hintergrund der topographischen Gegebenheiten und der landschaftlichen Sensibilität des 

Ortsrandes, wird ein besonderes Augenmerk auf die angepasste Integration der Bebauung in die To-

pographie und Landschaft gelegt. 

 

Abbildung 1:  Übersicht Geltungsbereich BP Linzenleiten II 
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 Übergeordnete Vorgaben 

2.1 Landesentwicklungsprogramm und Regionalplan  

Eines der übergeordneten Leitziele des neuen Landesentwicklungsprogrammes Bayern (2013) ist die 

Schaffung gleichwertiger Lebens- und Arbeitsbedingungen.  „Hierfür sollen insbesondere die Grund-

lagen für eine bedarfsgerechte Sicherung von (…) Wohnraum (…)  geschaffen oder erhalten werden“ 

(LEP, 1.1.1). 

Weitere übergeordnete raumordnerische Visionen bzw. Zielsetzungen, welche relevant für die Sied-

lungsentwicklung der Kommunen sind, ist der Erhalt vielfältiger Regionen, Städte, Dörfer und Land-

schaften: „(…) Wir wollen dem mit der Globalisierung einhergehenden Bedürfnis nach Heimat und 

regionaler Identität Rechnung tragen, historisch gewachsene Landschafts -und Siedlungsbilder sowie 

regionale Identitäten behutsam weiterentwickeln und bedeutsame Naturräume bewahren“ sowie 

die maßvolle Flächeninanspruchnahme: „Wir wollen die Flächeninanspruchnahme in Bayern verrin-

gern, indem wir kompakte Siedlungsbereiche, effiziente Netze des öffentlichen Verkehrs und kosten-

günstige und langfristig tragfähige Versorgungs- und Entsorgungsstrukturen schaffen.(…)“ 

Oberster Grundsatz der Siedlungsstruktur ist gemäß des neu fortgeschriebenen LEP der Grundsatz 

der nachhaltigen Siedlungsentwicklung. „Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen 

Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner 

Folgen ausgerichtet werden. Flächensparende Siedlungs -und Erschließungsformen sollen unter Be-

rücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. (LEP 3.1). Insbesondere die 

Potenziale der Innenentwicklung sollen ausgeschöpft werden“ (3.2). Sollten keine ausreichenden Po-

tenziale zur Innenentwicklung zur Verfügung stehen, sollen „eine Zersiedelung der Landschaft ver-

mieden werden (…)“ und „neue Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungsein-

heiten ausgewiesen werden“ (LEP, 3.3). 

Im Regionalplan Allgäu werden diese Ziele teilweise weiter konkretisiert, hier heißt es u.a. „in allen 

Gemeinden soll (…) eine organische Siedlungsentwicklung stattfinden“ (B V, 1.2).  

„Einer Zersiedelung der Landschaft soll entgegengewirkt werden. Neubauflächen sollen möglichst in 

Anbindung an bestehende Siedlungseinheiten ausgewiesen werden.“ (B V, 1.3). Zur Funktion und 

städtebaulichen Gestaltung schreibt der Regionalplan Folgendes vor: „Die Städte und Dörfer sollen in 

allen Teilen der Region in ihrer Funktion, Struktur und Gestalt erhalten - wo erforderlich - erneuert 

und weiterentwickelt werden. Dabei soll auf gewachsene und landschaftstypische Dorfstrukturen 

und Ortsbilder besondere Rücksicht genommen werden.“ (B V, 1.7). 

 

Das Baugebiet wird ausschließlich für die Deckung des lokalen Wohnraumbedarfes genutzt. Durch 

die arrondierte Lage des Geltungsbereiches im unmittelbaren Anschluss an die Siedlungsfläche des 

Altortes bzw. vorhandene Wohnbaugebiete, die effiziente und flächensparende Form Erschließung 

sowie die Entwicklung von Teilbereichen für zeitgemäßes, verdichtetes Bauen (Geschosswohnungs-
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bau) wurden bewusst die raumordnerischen Ziele und Grundsätze zur Siedlungsentwicklung berück-

sichtigt. Ergänzt werden diese durch Festsetzungen zur Ortsrandeingrünung / Grünordnung / Ökolo-

gie, um auch den übergeordneten Zielvorgaben zur Wahrung des Landschaftsbildes sowie zum spar-

samen Umgang mit den Ressourcen (z.B. Wasserrückhalt) gerecht zu werden.  

2.2 Flächennutzungsplan  

Im aktuellen Flächennutzungsplan der Marktgemeinde Wertach ist am nordöstlichen Ortsrand von 

Wertach eine Fläche für geplante Wohnbauentwicklung dargestellt. Sie schließt sich im Norden an 

die bestehenden Wohnbauflächen (W) und im Westen an das Mischgebiet Dorf (MD) an. Der Gel-

tungsbereich des gegenständlichen Verfahrens ist nicht gänzlich deckungsgleich mit der Darstellung 

des Flächennutzungsplanes:  er erstreckt sich im Süden bis zur Bahnhofstraße und somit über eine als 

Landwirtschaftliche Nutzfläche und Ausläufer eines Grünzuges dargestellte Fläche. Im südwestlichen 

Teil des Geltungsbereiches ist ein bestehendes bzw. geplantes „Mischgebiet Dorf“ dargestellt. 

Im Nordosten des Geltungsbereiches des BP soll eine Ausgleichsfläche festgesetzt werden. Die hier 

im FNP als geplante Wohnbaufläche dargestellte Fläche kann somit entsprechend reduziert werden.  

Somit leiten sich die Festsetzungen des Bebauungsplanes nur in Teilbereichen aus dem Flächennut-

zungsplan ab. Eine Änderung der vorbereitenden Bauleitplanung ist erforderlich. 

 

Abbildung 2:  Auszug aktueller FNP (2017), inkl. Einblendung des Geltungsbereiches BP Linzenleiten II (weiß gestrichelt) 

Der Flächennutzungsplan soll im Rahmen eines Parallelverfahrens geändert werden, um zu gewähr-

leisten, dass die Inhalte des Bebauungsplanes aus dem Flächennutzungsplan entwickelt sein werden.   
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 Plangebiet 

3.1 Lage, Größe und Beschaffenheit  

Der Geltungsbereich des BP Linzenleiten II liegt am nordwestlichen Ortsrand der Siedlungsfläche von 

Wertach. Der geplante Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 6,10 ha mit den Flurnummern 

19, 21, 22, 24, 25, 26, 27, 28, 28/2, 492, 493, 538, 550/2, 550/3, 550/4, 554, 562/2, 562/3, 562/4, 

562/5, 562/6, 562/7, 567, 570/2, 571, 576, 576/1, 587, 590, 591, 592, 593, 594, 595, 596, 598, 599, 

600, 601, 602, 1291/6 sowie Teilflächen  der Flurnummern 669 und 1321/3 der Gemarkung Wertach. 

Gegenwärtig wird der Bereich landwirtschaftlich genutzt (Grünland). Innerhalb des Geltungsberei-

ches des qualifizierten Bebauungsplanes befindet sich eine bestehende ehemalige Landwirtschaftli-

che Hofstelle, die gegenwärtig zu Wohnzwecken genutzt wird. Ergänzend befinden sich im Geltungs-

bereich des einfachen Bebauungsplanes zwei aktive landwirtschaftliche Hofstellen. 

Im Nordosten verläuft ein landwirtschaftlicher Wirtschaftsweg / Wanderweg, welcher die Ortsmitte 

mit der angrenzenden Flur verbindet. 

 

Abbildung 3:  Lage im Raum 

Das Plangebiet grenzt im Süden / Südwesten unmittelbar an den Altortbereich von Wertach (Markt-

straße / St. Ulrich Straße). Im Nordwesten schließt sich die Wohnbaufläche des Baugebietes „Panora-

maweg“, welches in den 1970/80er Jahren bebaut wurde (BP Panoramaweg 1970, BP Panoramaweg 
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West 1982). Im Südosten wird der Geltungsbereich begrenzt von der Bahnhofstraße, über welche 

eine Anschlussmöglichkeit zur B 310 und von dort zur BAB 7 besteht. Auf der gegenüberliegenden 

Straßenseite der Bahnhofstraße befindet sich das Wohngebiet am „Wannenblick“, ortsauswärts 

schließen sich die Gewerbeflächen Wertachs (Industriestraße) an. 

3.2 Topographie und Baugrund 

3.2.1 Topographische und naturräumliche Gegebenheiten 

Das Plangebiet liegt innerhalb der naturräumlichen Haupteinheit des Voralpinen Moor- und Hügel-

landes (D66). Es ist Teil der naturräumlichen Untereinheit des Molassehügellandes der Illervorberge 

(035-D). Die Illervorberge sind ein durch die Eiszeiten und Gletschererosion geprägtes Hügelland mit 

zahlreichen Moränenzügen aus der Würmeiszeit und Molasserippen. Entsprechend strukturreich und 

kuppig ist die Landschaft im Umfeld der Marktgemeinde Wertachs ausgeprägt. Die Siedlungsfläche 

erstreckt sich entlang des Übergangsbereiches zwischen den ebenen Talauen der Wertach im Osten 

und der kuppigen, von zahlreichen Bachläufen durchzogenen und teilweise bewaldetet Riedelland-

schaft im Osten. Der Geltungsbereich liegt unmittelbar am Übergang zwischen dem Ausläufer eines 

Höhenrückens im NW und dem weitgehenden ebenen Talraum im SW. 

Das Gelände innerhalb des Geltungsbereiches fällt von Nordwest nach Südost ab und ist in sich leicht 

kuppig und bewegt. Es erstreckt sich zwischen einer mittleren Höhenlage von ca. 912 m üNN (im 

NW) und ca. 896 m üNN im Bereich der Einmündung zur Bahnhofstraße. Die Höhendifferenz zwi-

schen dem niedrigsten und en höchsten Punkt liegt somit zwischen rund 16 m, welche sich auf eine 

Distanz von ca. 200 m erstreckt. Der stärkste Geländeanstieg ist zwischen dem vorhandenen Wirt-

schaftsweg und der nordöstlichen Grenze des Geltungsbereiches zu verzeichnen, nach Südwesten hin 

wird das Gelände zunehmend eben.  

3.2.2 Baugrund / Geologie 

Zur Erkundung der Untergrundverhältnisse wurde von der Marktgemeinde Wertach im Rahmen der 

vorbereitenden Untersuchungen ein Baugrundgutachten in Auftrag gegeben („Baugrunderkundung 

Erschließung Baugebiet Linzenleiten“, GEO-CONSULT Allgäu GmbH, Dezember 2016). Die detaillier-

ten Angaben zum Baugrund sind diesem Gutachten zu entnehmen.  

Gemäß der zur Verfügung stehenden geologischen Karte ist im Bereich des Bauvorhabens mit Quar-

tären Ablagerungen (Quartärkiese, Hangschuttschichten und würmzeitlichen Moräneablagerungen) 

zu rechnen. Die Quartären Schichten sind von unterschiedlich mächtigen Deckschichten und Auffül-

lungen überprägt. Der tiefere Untergrund wird aus Tertiären Schichten der Unteren Süßwassermo-

lasse (Steigbach-Schichten) aufgebaut.  

Die Deckschichten sind unterschiedliche mächtig. Die Mächtigkeit schwankt zwischen 70 cm und 2,30 

m in Ausbildung als sandiger, kiesiger, steiniger Schluss mit weicher Konsistenz. Die Decksichten sind 

gering tragfähig und damit stark kompressibel und gering wasserdurchlässig.  
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 Die darunter anstehenden Schichten setzten sich unterschiedlich zusammen: Im unteren Talab-

schnitt sowie in der Talsohle stehen mäßig bis mittel- wasserdurchlässige und mittel tragfähige Quar-

tärkiese an. Im westlichen Teil des Geltungsgebietes wurden unterhalb der Deckschichten Moränen-

ablagerungen erkundet. Die Schichten sind gering wasserdurchlässig und mittel kompressibel. Find-

lingsblöcke können hier nicht ausgeschlossen werden. Im Norden/Nordosten des Geltungsbereiches 

stehen unter den Deckschichten Tertiäre Schichten und teilweise Hangschuttschichten an. 

Die gutachterlichen Empfehlungen zum Baugrund werden als Hinweise in die Satzung übernommen. 

Nach den Gefahrenhinweiskarten des LfU im Umwelt Atlas Bayern liegt eine kleine Teilfläche der 

obersten geplanten Häuserzeile mit Erschließungsstraße in einem Gefahrenhinweisbereich für die 

Anfälligkeit für flachgründige Hanganbrüche. Im Zuge der o.g. Baugrunduntersuchung wurde der Gel-

tungsbereich bereits im Vorfeld hinsichtlich einer grundsätzlichen Bebaubarkeit überprüft, der Sohl-

widerstand ermittelt und daraus ableitende eine Gründungsbeurteilung und Empfehlungen zur Be-

bauung ausgearbeitet. Auch im Gefahrenhinweisbereich wurden Schürfungen durchgeführt und auf 

eine mögliche Fließempfindlichkeit der hier anstehenden schluffigen Sandie verwiesen. Eine grund-

sätzliche Bebauung des Bereiches ist laut Gutachter möglich. In den Bereichen mit gering tragfähigen 

Schichten im Untergrund empfiehlt der Gutachter im Zuge der Bebauung bei Bedarf zusätzliche 

Rammsondierungen bzw. Sohlabnahmen durch einen Fachmann für Geotechnik. Dieser Hinweis ist 

unter den Hinweisen Punkt 3.1.30 „Baugrund, Hydrologie“ im Bebauungsplan enthalten.  

 

3.2.3 Hydrologische Verhältnisse 

Die hydrologischen Verhältnisse wurden im Rahmen der Baugrunduntersuchungen durch GEO con-

sult Allgäu (Dez. 2016) ermittelt. Nachfolgend Auszüge aus dem Gutachten: 

„Der östliche bzw. südöstlich Teil des Geländes liegt in der Talsohle. Den Grundwasserleiter stellen 

hier die Quartärkiese dar. Grundwasser wurde bei den Schürfen nicht erkundet.  

Von früheren Untersuchungen im nordöstlich gelegenen Gewerbegebiet ist ein mittlerer Grundwas-

serstand von ca. 893 mNN bekannt. Bei Starkregen bzw. längeren Regenperioden waren Teile des 

Gewerbegebietes geflutet. Dies entspricht einem Wasserstand von ca. 894 mNN. Dem entsprechend 

liegen die Gründungssohlen von unterkellerten Gebäuden im Bereich der Bahnhofsstraße im 

Schwankungsbereich des mittleren Grundwassers. Nach Nordwesten geht das Gelände in eine Hang-

lage über. Hier ist mit Schicht- und Hangwässern zu rechnen. Ein durchgehender Grundwasserspiegel 

ist in der Hanglage nicht zu erwarten. Die Schicht- und Hangwässer dürften vor allem an der Grenze 

der Deckschichten zur Moräne bzw. zu den Hangschuttschichten sowie zu den Tertiären Felsschich-

ten auftreten. Aufgrund des hohen Schluffanteiles ist insgesamt mit einem geringen Schichtwasser 

drang zu rechnen. In Hanglagen ist zudem mit einem erhöhten Oberflächenabfluss insbesondere bei 

der Schneeschmelze sowie Starkregenereignissen zu rechnen. 

Die Wässer innerhalb der anstehenden Schichten sind nach allgemeiner Erfahrung als nicht betonan-

greifend nach DIN 4030 einzustufen.“ 
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Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist Quell- bzw. wild abfließendes Hangwasser 

aus höher gelegenen Bereichen (v.a. nach Starkregenereignissen sowie im Frühjahr) nicht auszu-

schließen.  

Weiter Ausführungen bzgl. Versickerung bzw. Grundwasserverhältnisse sind dem Kapitel 5.3 der Be-

gründung sowie dem Umweltbericht zum BP zu entnehmen.  

3.3 Erschließung 

Der Geltungsbereich erstreckt sich zwischen der Bahnhofstraße (im Westen), der Marktstraße/ St. 

Ulrich-Straße (im Süden) und dem Panoramaweg (im Osten). Eine direkte Erschließung erfolgt gegen-

wärtig über einen landwirtschaftlichen Erschließungsweg (unbefestigt), welcher an der Einmündung 

Panoramaweg/St-Ulrich-Straße abzweigt. Der Weg wird darüber hinaus als Wanderweg genutzt. 

Bei der Erschließung des gegenständlichen Baugebietes sollte darauf geachtet werden, dass die be-

stehenden Verbindungen (hier: die Erreichbarkeit der landwirtschaftlichen Nutzflächen im Norden) 

erhalten bleiben, dass eine möglichst direkte Anbindung an das bestehende übergeordnete Straßen-

netz geschaffen wird, dass eine möglichst kurze und direkte Erreichbarkeit der Ortsmitte von 

Wertach gegeben ist und dass die Erschließung darüber hinaus möglichst effizient und flächenspa-

rend ist und den funktionalen Anforderungen gerecht wird. 

Besonders zu berücksichtigen sind die topographischen Gegebenheiten des Geltungsbereiches (Hö-

hendifferenz zwischen niedrigstem und höchstem Punkt ca. 16 m) sowie die Lage Wertachs im voral-

pinen Bereich, wodurch insbesondere der Thematik der Schneeräumung ein besonderes Augenmerk 

zukommt.  

Vor diesen Hintergründen wurden auf der Grundlage der zur Verfügung stehenden Flächen unter-

schiedliche Möglichkeiten der Erschließung diskutiert. Es sollte der bestehende Weg im Westen er-

halten und ausgebaut werden und im Süden eine Anschlussstelle an die Bahnhofstraße geschaffen 

werden. Ferner sollten im Umfeld der bestehenden Hofstelle (im Süden) eine direkte Anschlussmög-

lichkeit zur Ortsmitte (Marktstraße) geschaffen werde. Ferner wurde darauf geachtet, dass Stichstra-

ßen mit Wendehammer bzw. private Erschließungswege nach Möglichkeit vermieden bzw. auf ein 

notwendiges Minimum reduziert werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben, des Zuschnittes und der Lage des Geltungsbereiches (ver-

fügbare Flächen) sowie der Topographie, kristallisierte sich bald heraus, dass es keine grundlegenden 

Erschließungsvarianten gibt, welche die o.g. Kriterien gleichermaßen erfüllen.  
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Abbildung 4:  Erschließung - Anbindung an das Straßennetz 

 

Die Erschließung wurde so gewählt, dass sie sich weitestgehend an das natürliche Gelände anpasst 

und zugleich eine praktikable und funktionierende Erschließung der Grundstücke sicherstellt. Starke 

Anstiege/Gefälle sowie Geländesprünge zwischen Bebauung und Straßenraum sollen auf ein notwen-

diges Minimum reduziert werden. 

In Anbetracht der spezifischen Höhen- und Wetterlage der Marktgemeinde Wertach wurden ein be-

sonderes Augenmerk auf kommunale Unterhaltungsmaßnahmen (z.B. Räumpflicht, Abfallentsor-

gung) sowie die Bereitstellung von ausreichend Flächen zur Schneelagerung gelegt.  

Für Fußgänger soll eine möglichst gute Durchlässigkeit und eine Anbindung an das kommunale Wan-

dernetz gewährleistet werden. Im Südosten ist ein Fußweg Richtung Ortsmitte vorgesehen. 

Durch die Situierung des Baufensters für verdichtetes Bauen im Osten des Geltungsbereiches soll un-

nötiger Ziel- und Quellverkehr aus dem Baugebiet herausgehalten werden.  
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Der Verkehrsraum der Wohn- und Sammelstraße wurde mit einer mittleren Breite von 9,0 m (inkl. 

Seiten- und Grünflächen) festgesetzt, um zu gewährleisten, dass die infrastrukturellen und funktiona-

len Erfordernisse (Gehweg, Wasserführung, temporäre Stellflächen, Schneelagerflächen etc.) abge-

deckt werden können. Entlang des Straßenraumes soll ein einseitiger Gehweg errichtet werden, um 

die Verkehrssicherheit für Fußgänger zu gewährleisten. Der Straßenraum wurde bedarfsgerecht mit 

einer Breite von 5,0 m festgesetzt. Eine unnötige Versiegelung soll vermieden werden.  

Ergänzend hierzu soll die untergeordnete Erschließungsstraße (Verbindung zwischen Marktstraße 

und der neuen Wohn-/Sammelstraße) als verkehrsberuhigter Straßenraum ausgebaut werden. Die 

auszubauende Straßenbreite wurde auf das notwendige Minimum reduziert (4,5 m) um den Ver-

kehrsfluss zu gewährleisten. In einem begleitenden Seitenstreifen (1,0) m sollen die Sparten bzw. 

Wasserführung untergebracht werden.  

3.4 Emissionen 

Im Süden bzw. Südwesten befindet sich im Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplanes das 

Mischgebiet Dorf mit seinen unterschiedlichen Nutzungen. Im Südwesten befinden sich zwei aktive 

landwirtschaftlicher Betriebe (Fl.Nr. 24 sowie Fl.Nr. 25 und 28). Die Bewirtschaftung der Betriebe soll 

auch weiterhin sichergestellt werden. Von den landwirtschaftlichen Betrieben gehen gewisse Ge-

räusch- und Lärmemissionen aus. Nachdem als Art der baulichen Nutzung im direkten Umfeld der 

Hofstellen ein „Mischgebiet Dorf“ festgesetzt ist und hier landwirtschaftliche Gerüche ortsüblich 

sind, sind bzgl. Gerüchen keine unverträglichen Nutzungskonflikte zu erwarten.  

Die vorhandenen Lärmemissionen wurden im Vorab untersucht mit dem Ergebnis, dass die Heulüfter 

im Nachtbetriebe eine unzulässige Lärmemission darstellen würden. Alle anderen Nutzungen über-

schreiten nicht die im „Mischgebiet Dorf“ zulässigen Orientierungswerte.  

Vor diesem Hintergrund sollen die Heulüftungsanlagen – in Abstimmung mit dem Landratsamt und 

dem Amt für Landwirtschaft und Ernährung – entsprechend verlagert / ausgetauscht werden. Die 

entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen zwischen der Marktgemeinde Wertach und den be-

troffenen Landwirten wurden vor Satzungsbeschluss getroffen. Die Maßnahmen müssen bis spätes-

tens 01.08.2018 umgesetzt sein. Die tatsächliche Nutzung der von den Lärmemissionen betroffenen 

Grundstücke (GS 17 – GS 29, GS 38 - GS 41 sowie GS 47) darf jedoch erst dann erfolgen, wenn die 

Maßnahmen umgesetzt wurden. Um dies zu gewährleisten wurde im Bebauungsplan eine temporäre 

Festsetzung gemäß § 9 Abs 2 BauGB getroffen. Baugenehmigungen bzw.  Genehmigungsfreistellun-

gen können in den Grundstücken erst dann erteilt werden, wenn die o.g. Maßnahmen vollständig 

umgesetzt und vom LRA Oberallgäu, Untere Immissionsschutzbehörde, abgenommen worden sind. 

Im Norden grenzt ein Allgemeines Wohnbau gebiet an. Von hier sind keine Emissionsbeeinträchti-

gungen zu erwarten. 

Im Osten wird der Geltungsbereich durch die Bahnhofstraße begrenzt. Auf der gegenüberliegenden 

Straßenseite befindet sich ein Mischgebiet Dorf mit untergeordneten gewerblichen bzw. öffentlichen 
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Nutzungen sowie (teilweise noch unbebaute) Wohnbauflächen. Von hier sind keine Emissionsbeein-

trächtigungen zu erwarten. Im nördlichen Anschluss grenzen Gewerbeflächen mit örtlichen Hand-

werksbetrieben (Malerbetrieb, Autowerkstatt) an. Aufgrund der vorhandenen Trennung durch den 

Straßenraum, des Abstandes sowie der Situierung im Osten (entgegen der Hauptwindrichtung) sind 

auch von diesen Betrieben keine Konflikte hinsichtlich des Emissionsschutzes zu erwarten.  

3.5 Sonstiges  

Bodendenkmäler 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Bau- und Bodendenkmäler im Sinne des Denk-

malschutzgesetzes bekannt. Sollten bei den Bauarbeiten entsprechende Hinweise auf mögliche Bo-

dendenkmäler vorliegen, so sind die einschlägigen Vorschriften hinsichtlich des Denkmalschutzes an-

zuwenden (siehe textliche Hinweise). 

Altlastflächen 

Altlastverdachtsflächen sind innerhalb des Geltungsbereiches nicht bekannt. 

Sonstige Schutzgebiete: 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine amtlichen Schutzgebiete (Wasser-, Na-

tur, Landschaftsschutz), Biotope, Naturdenkmäler o.ä. 

 

 Entwicklung und städtebauliche Zielvorstellungen 

Durch die geplante Bebauung sollen folgende Ziele erreicht werden: 

4.1 Städtebauliche Ziele  

Vorrangig sollen geeignete Flächen bereitgestellt werden, um hier eine bedarfsgerechte und land-

schaftsbildverträgliche Wohnbebauung zu schaffen. Gemäß der räumlichen und strukturellen Aus-

gangslage in Wertach soll diese Bebauung einen dörflichen und kleinteiligen Charakter haben. Ange-

strebt und gewünscht ist die Errichtung von Einfamilienhäusern, und in Teilbereichen Doppelhäusern.  

Ergänzend hierzu soll in einem Teilbereich Baurecht geschaffen werden, für die Errichtung größerer 

Wohnkomplexe (verdichtetes Wohnen). Vorrangig sollen hier Wohnungen entwickelt werden für 

junge Wertacher Bürger/Paare, um zu verhindern, dass diese aus dem Dorf wegziehen. Darüber hin-

aus ist angedacht, in diesem Bereich die Rahmenbedingungen für altersgerechte Wohnformen zu 

schaffen.  

Der Geltungsbereich liegt in Hanglage am nordöstlichen Ortsrand von Wertach und ist von der B 310 

und der Bahnhofstraße aus gut einsehbar. Insgesamt entstehen ca. 46 Baugrundstücke. 
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Übergeordnetes städtebauliches Ziel, ist die bestmögliche Integration in die Landschaft. Vor diesem 

Hintergrund wurden insbesondere die Situierungen und Höhenlagen der Gebäude sowie des Stra-

ßenraumes so festgesetzt, dass möglichst wenige Geländemodellierungen erforderlich sind, die na-

türliche Topographie des Bestandsgeländes weitestgehend aufgegriffen wird und diese auch nach 

der Bebauung noch ablesbar ist. Es soll jedoch dennoch darauf geachtet werden, dass die Gebäude-

höhen so konzipiert werden, dass die Wohnqualität möglichst hoch ist und die hochwertigen Blickbe-

züge in die offene Landschaft bestmöglich sichergestellt werden. Ergänzend wird angestrebt, dass 

das innere Erscheinungsbild des neuen Wohngebietes einen möglichst einen ruhigen und homoge-

nen Charakter erhalten soll. Die Festsetzungen entlang einzelner Straßenräume sollen daher aufei-

nander abgestimmt werden.  

Darüber hinaus soll das Maß der Bebauung insbesondere in den einsehbaren Hanglagen so gewählt 

werden, dass der offene, dörfliche Charakter Wertachs erhalten und durchlässige Blickbezüge ge-

wahrt werden.  Die vorgesehen dichte und massive Bebauung soll so situiert werden, dass sie städte-

baulich in die umgebende Bebauung integriert ist  

Die bauliche Gestaltung der Gebäude soll der gewachsenen regionaltypischen Bauweise entspre-

chen. Energetische Bauweisen sollen ermöglicht werden. Das Erscheinungsbild soll in sich ruhig und 

homogen wirken.   

4.2 Grünordnerische Ziele 

Die bestmögliche Integration in das umgebende Landschaftsbild ist die übergeordnete Zielsetzung 

der grünordnerischen Festsetzungen. Neben der räumlichen und topographischen Anordnung der 

Gebäude soll gewährleistet werden, dass eine möglichst durchgängige und standortgerechte Durch-

grünung innerhalb des Geltungsbereiches gewährleistet wird. 

Der Norden und Nordosten des Geltungsbereiches ist vom Talraum der Wertach und der hier verlau-

fenden Bahnhofstraße sowie der etwas entfernt liegenden Bundesstraße 310 gut einsehbar. Aus die-

sem Grund soll hier eine aufgelockerte aber dennoch durchgängige, naturnahe und ökologisch hoch-

wertige Ortsrandeingrünung entwickelt werden. Die ökologische Durchlässigkeit für Kleinlebewe-

sen/-säuger soll gewährleistet werden. 

Vorhandene markante Einzelbäume und Gehölze sollen erhalten bzw. ersetzt werden. Die Pflanzung 

von neuen Bäumen und Gehölzen soll möglichst standortgerecht erfolgen.  

Öffentliche Straßenräume sollen durch Baumpflanzungen durchgängig durchgrünt werden. 

Die Inanspruchnahme von Fläche und der Grad der Versiegelung soll durch entsprechende Festset-

zungen auf ein Minimum reduziert werden.  
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4.3 Festsetzungskonzept  

4.3.1 Art der baulichen Nutzung 

Der Bebauungsplan (6,10 ha) besteht aus einem qualifizierten Bebauungsplan gem. § 30 BauGB (4,7 

ha) und einem einfachen Bebauungsplan (ca. 1,3 ha). Nachdem der weitaus größere Teil die Voraus-

setzungen des § 30 BauGB erfüllt, ist der vorliegende Bebauungsplan „BP Linzenleiten II“ als qualifi-

zierter Bebauungsplan einzustufen. 

Der Geltungsbereich wird hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung zweigeteilt:  in ein Allgemeines 

Wohngebiet (WA) auf rund zwei Drittel der Fläche (ca. 3,9 ha) sowie ein Dorfgebiet (MD) auf dem 

verbleibenden Drittel (2,2 ha). Das Dorfgebiet ist zweigeteilt und umfasst teilweise die vorhandene 

Bestandsbebauung. In dem Bereich in dem das MD die bestehende Bestandsbebauung umfasst wird 

ausschließlich die Art der baulichen Nutzung definiert. Es handelt sich hier um einen einfachen Be-

bauungsplan. Die Zulässigkeit künftiger Vorhaben in diesem Gebiet richtet sich nach § 34 BauGB 

(gem. § 30 Abs. 3 BauGB). 

Allgemeines Wohngebiet: 

Im gesamten nördlichen Teil wird ein Allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt.  

Zulässig sind:  

1. Wohngebäude, 

2. nicht störende Handwerksbetriebe, 

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise sind Ferienwohnungen/Gästezimmer, die einem ständig wechselnden Kreis von Gäs-

ten gegen Entgelt vorübergehend zur Unterkunft zur Verfügung gestellt werden (siehe § 13 a 

BauNVO), gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO zulässig, wenn sie gegenüber der Wohnnutzung in Grund-

fläche und Baumasse untergeordnet sind (§ 1 Abs. 9 BauNVO). Nicht zulässig sind die der Versorgung 

des Gebiets dienenden Läden und Schank- und Speisewirtschaften.  

Die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Ge-

werbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) werden, mit Ausnahme 

der oben ausnahmsweise zugelassenen Ferienwohnungen/Gästezimmer, nicht Bestandteil des Be-

bauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO).“ 

Ein Großteil des Geltungsbereiches soll der Errichtung von Einfamilien-  und teilweise Doppelhäusern 

für die Wohnraumschaffung insbesondere junger Wertacher Familien dienen. Es wurde bei der 

Grundstückseinteilung bewusst darauf geachtet, dass sowohl den Anforderungen an qualitativ hoch-

wertiges Wohnen Rechnung getragen werden, zugleich aber auch die Bedürfnisse weniger einkom-

mensstarker junger Familien besonders berücksichtigt werden (kleine Grundstücke, Doppelhausbe-

bauung). Durch die Regulierung der zulässigen Wohneinheiten (max. 3 pro Einzelwohnhaus bzw. 

max. 2 pro Doppelhaushälfte) in diesem Bereich soll vermieden werden, dass in diesem Bereich klein-

flächige Wohnungen (Geldanlage / Immobilienwirtschaft) geschaffen wird. Aufgrund der Lage 
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Wertachs im Erholungsraum der Alpen, und der damit verbundenen hohen Bedeutung des Touris-

mus für die Wertschöpfung, soll eine untergeordnete touristische Nutzung nicht gänzlich ausge-

schlossen werden. Die Errichtung von (gegenüber der Wohnnutzung untergeordneten) Ferienwoh-

nungen/Gästezimmer soll daher in Ausnahmefällen ermöglicht werden. Somit kann das touristische 

Angebot der Gemeinde qualitativ und quantitativ erweitert werden und für die Bewohner eröffnet 

sich die Möglichkeit eines (wohnortnahen) Zusatzverdienstes.  

Ergänzend hierzu soll in einem Grundstück (GS 30) im südöstlichen Teil des Geltungsbereiches auch 

die Errichtung von Wohnblöcken ermöglicht werden, in welchem bedarfsgerechte Wohnungen er-

richtet werden können. Vor allem jungen Bürgern aus Wertach soll dadurch die Möglichkeit gegeben 

werden, nach dem Auszug aus dem Elternhaus im Ort zu bleiben und hier zu wohnen. In diesem Be-

reich soll auch die Möglichkeiten für die Einrichtung von Formen des altersgerechten/betreuten 

Wohnens o.ä. geschaffen werden. Die Lage in unmittelbarer Nähe und guter, weitgehend ebener 

fußläufiger Erreichbarkeit zur Ortsmitte und den zentralörtlichen Einrichtungen (öffentlich / Versor-

gung) bietet sich hierfür sehr gut an. Daher soll diese mögliche Nutzungsoption durch den Bebau-

ungsplan ermöglicht bzw. sichergestellt werden.  

Dorfgebiet 

Im südlichen Teil wird ein Mischgebiet Dorf nach §5 BauNVO festgesetzt.  

Zulässig sind hier: 

1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehörigen Wohnun-

gen und Wohngebäude, 

2. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten und landwirt-

schaftliche Nebenerwerbsstellen, 

3. sonstige Wohngebäude, 

4. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeug-

nisse, 

5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungs-

gewerbes, 

6. sonstige Gewerbebetriebe, 

7. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 

und sportliche Zwecke, 

 

Nicht zulässig sind: Gartenbaubetriebe und Tankstellen.  

Ausnahmen im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 werden nicht zugelassen. 

Dieses Dorfgebiet soll den funktionalen und städtebaulichen Übergang zwischen dem gewachsenen 

Dorfgebiet und dem neu entstehenden Wohnbaugebiet darstellen. Die im Dorfgebiet vorhandenen 

Nutzungen, insbesondere die hier ansässigen landwirtschaftlichen Betriebe, sollen in ihrer Nutzung 
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durch die Wohnbauentwicklung nicht eingeschränkt und in ihrem Fortbestand gesichert werden. Zu-

gleich soll in diesem Bereich die bauliche Prägung des Altortes in die bauliche Prägung des Wohnbau-

gebietes übergeführt werden. 

Das „MD“ stellt den Übergang zum neuen Wohnbaugebiet dar. Hier gelten daher dieselben formu-

lierten städtebaulichen Zielsetzungen wie für das „WA“. Entsprechend werden für die bauliche Ent-

wicklung konkrete Festsetzungen bzw. Bauvorschriften erlassen.   

Der südöstliche Teil des Dorfgebietes (MD) umfasst den bebauten Altortbereich. Hier befinden sich 

vorwiegend Wohngebäude, Landwirtschaftliche Hofstellen, Wirtschaftstrakte, sowie ein Betriebsge-

bäude, die in ihrem Bestand und ihrer Weiterentwicklung gesichert werden sollen. Hier ist lediglich 

die Gebietsart festgesetzt, weswegen dieser Teil als einfacher Bebauungsplan klassifiziert ist. Sämtli-

chen baulichen Entwicklungen sollen hier auch weiterhin gemäß §34 BauGB beurteilt werden.   

4.3.2 Temporäre Festsetzung nach §9 Abs. 2 BauGB 

Aufgrund der zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes noch nicht umgesetzten Maßnah-

men zum Schutz vor Lärmemissionen wird für einen Teilbereich des Bebauungsplanes eine tempo-

räre Festsetzung nach §9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB getroffen. Die im entsprechend gekennzeichneten Be-

reich festgesetzte Wohnnutzung ist erst dann zulässig, wenn die Auflagen zum Lärmschutz ordnungs-

gemäß umgesetzt sind. (Näheres hierzu siehe Kapitel 3.4 Emissionen) 

 

4.3.3 Maß der baulichen Nutzung 

Die Grundflächenzahl (GRZ) beträgt im gesamten Geltungsbereich 0,35.  

Nachdem die Baufenster großzügig gefasst sind, soll u.a. durch das Maß der baulichen Nutzung ge-

währleistet werden, dass der Dichtegrad des Wohnbaugebietes in verträglichem Rahmen gehalten 

wird und Durchlässigkeiten gewahrt bleiben. 

Nach BauNVO § 19 darf die jeweils zulässige Grundfläche durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zu-

fahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfläche um bis zu 50 von Hundert der max. Grundflächenzahl überschritten werden. 

Insgesamt soll durch diese Festsetzung eine zu dichte Bebauung und zu hohe Versiegelung verhindert 

werden.  

 

4.3.4 Fertigfußbodenoberkante (FOK), Bodenmodellierung 

Durch die Festsetzung einer FOK für die Hauptgebäude soll sichergestellt werden, dass sich die Bau-

körper bestmöglich in das Bestandsgelände einfügen. Geländesprünge zwischen benachbarten 

Grundstücken sollen auf ein Minimum reduziert und gegenseitige Beeinträchtigungen (insbesondere 

Sichtbezüge) bestmöglich vermieden werden.  



Bebauungsplan mit Grünordnung "Linzenleiten II"  
Begründung – Stand 01.02.2018  

 

www.lars-consult.de Seite 43 von 59 

 

Die FOK wird sowohl für das Wohngebäude als auch für die Garage bzw. den Carport festgesetzt.  Ga-

ragen in Kellergeschossen mit entsprechenden Zufahrten sind nur in den GS 4 bis GS 7 (nördlich der 

Erschließungsstraße) zulässig. 

Die FOK orientiert sich an der Höhenlage der geplanten Erschließungsstraße. Deren Verlauf wurde so 

gewählt, dass sie weitgehend höhenlinienparallel verläuft und dem natürlichen Geländeverlauf folgt. 

Mit der FOK soll vorrangig vermieden werden, dass Grundstücke stark modelliert oder aufgefüllt wer-

den, weswegen eine zulässige Maximalhöhe über Niveau der Erschließungsstraße festgesetzt wird. 

Unter Berücksichtigung des bewegten Bestandsgeländes soll den Bauherren bei der Situierung des 

Gebäudes und dessen Höhenlage ein dennoch ein erforderlicher Spielraum ermöglicht werden, wes-

halb als Maximalmaß 0,5 m zulässig sind.   

Die möglichen Höhenentwicklungen wurden für alle Grundstücke mittels Geländeschnitten über-

prüft. In Anbetracht des sehr bewegten Geländes wurden daraus ableitend für einige Grundstück die 

Höhenlage separat ermittelt. Es handelt sich insbesondere um die Grundstücke oberhalb der oberen 

Erschließungsstraße (GS 1 bis 7), welche im Bestand deutlich über dem Niveau des Straßenkörpers 

liegen. Dieser natürliche Geländeverlauf soll aufgegriffen werden. Die zulässigen max. FOK erhöht 

sich daher.  

Nachdem beim GS 26 die Bestandshöhe der verkehrsberuhigten Erschließungsstraße maßgeblich ist, 

das Grundstück jedoch im Bestand ca. 6 m unterhalb der mittleren Straßenhöhe liegt, ergibt sich hier 

eine maximal zulässige FOK von -4,0 m. Die Höhenentwicklung des nordöstl. angrenzenden Grund-

stückes (GS 27) wurde bei dieser Festsetzung mitberücksichtigt. Für GS 30 ist die Bezugshöhe die 

Bahnhofstraße (Zufahrt Tiefgarage). 

Es ergeben sich folgende abweichende Höhenfestsetzungen bzgl. der maximal zulässigen Fußboden-

oberkante:   

GS 1 max. 1,0 m 

GS 2 max. 1,5 m  

GS 3 max. 1,5 m 

GS 4 max. 2,0 m 

GS 5 max. 2,5 m 

GS 6 max. 3,0 m 

GS 7 max. 3,0 m 

GS 26 max. -4,0 m 

GS 30  max. -1,0m 

 

Die maximale Fußbodenoberkante (FOK) ist hierbei wie folgt zu ermitteln: Die geplanten Gebäudeau-

ßenkanten, der jeweiligen baulichen Anlage werden senkrecht (in Richtung der Grundstückszufahrt) 

bis zum Schnittpunkt mit dem Fahrbahnrand (Straßenbegrenzungslinie) verlängert. Die dort vorhan-

denen Höhenwerte der Erschließungsstraße, bzw. des Gehwegs werden als Höhenbezugspunkt für 

die jeweilige Bauparzelle ausgemittelt. 
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Durch Regulierungen zur Bodenmodellierung soll gewährleistet werden, dass die Straßenräume op-

tisch nicht von meterhohen Stützmauern/Böschungen beeinträchtigt bzw. dominiert werden. Vor 

diesem Hintergrund wurde die maximale Böschungshöhe auf 1,20 m reduziert und ergänzend hierzu 

die Mindestbreite eines Rücksprunges (1,50 m) festgesetzt.  

4.3.5 Kubaturen 

Die Definition der Kubatur ergibt sich aus der maximal zulässigen Firsthöhe, der Wandhöhe sowie der 

Dachform und -neigung. Zur Gewährleistung einer städtebaulich homogenen und dennoch bedarfs-

gerechten Bebauung wurden für das Baugebiet unter Berücksichtigung des Bedarfs, der Grundstücks-

größen, der topographischen Gegebenheiten und der Einsehbarkeit drei unterschiedliche Kubatur-

Typen vorgesehen: kleinere ein-bis zweigeschossige Einfamilienhäuser, größere ein-bis zweigeschos-

sige Einfamilien-/Doppelhäuser sowie der Geschosswohnungsbau max. 3-4-stöckig.  

Typ I  FH max = 7,5m 
WH max = 5,8 m  
DN = 20 - 35 ° 

TYP II FH max = 9,0 m 
WH max = 5,8 m  
DN = 20-35 ° 

Typ IV FH max = 11,0 m 
WH max = 9,0 m  
DN = 12 – 30 ° 

 

Firsthöhe 

Zur Vermeidung von zu hohen Gebäuden bei entsprechender Ausnutzung der Baufenstertiefen in 

Verbindung mit den zulässigen Dachneigungen (20-35°) wurden die zulässigen Firsthöhen für alle Ein-

zel- bzw. Doppelhäuser auf 7,5m bzw. 9,0 m (ab FOK) beschränkt. Die kleineren Kubaturen (Typ 1) 

sind insbesondere in den gut einsehbaren, höher gelegenen Bereichen des Baugebietes sowie am 

Ortsrand angesiedelt. Die Bebauung fügt sich damit angepasst in die umgebende Landschaft ein und 

lässt zugleich eine zeitgemäße zweigeschossige und effiziente Bauweise zu. Beeinträchtigungen von 

Sichtbezügen (insbesondere von höher gelegenen Wohngebäuden) sollen durch diese Höhenregulie-

rungen minimiert werden, um eine bestmögliche Wohnqualität zu gewährleisten. Die Firsthöhen 

werden jeweils durchgängig für den gesamten Straßenraum festgesetzt, um ein möglichst abge-

stimmtes und ruhiges Erscheinungsbild zu erwirken.  

Die größeren Kubaturen (Typ II) sind insbesondere in den tiefer und rückwärtig gelegenen Bereiche 

des Geltungsbereiches angesiedelt, in den Bereichen in unmittelbarer Benachbarung zum verdichte-

ten Wohnen sowie in der Baureihe ganz im Nordwesten. Die Kubaturen wurden hier an die vorhan-

dene (höher gelegene) Bestandsbebauung im Panoramaweg angepasst. Durch eine entsprechende 

Festlegung der FOK ist gewährleistet, dass diese unterhalb des Höhenniveaus der Bestandsbebauung 

errichtet werden und somit eine abgestufte Bebauung gewährleistet ist und keine maßgeblichen Be-
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einträchtigungen der Bestandsbebauung gegeben ist. Diese Typen sollen den Ausbau von zwei Voll-

geschossen ermöglichen. Durch die Firsthöhe von 9,0 m wird der Ausbau des Dachgeschosses und/o-

der größere Gebäudetiefen möglich. 

Im Bereich des vorgesehenen verdichteten Bauens auf GS 30 (Typ III) wurde die maximal zulässige 

Firsthöhe auf max. 11,0 m begrenzt. Dadurch soll eine effiziente Nutzung der/des Baukörper(s) ge-

währleistet werden. Bei der Höhenfestsetzung wurden die Bestandshöhen der umgebenden Be-

standsbebauung in der Bahnhofstraße berücksichtigt. Gebäudehöhen dieser Art sind entlang der 

Bahnhofstraße bereits im Bestand vorzufinden und fügen sich dadurch in das städtebauliche Gesamt-

gefüge ein.  

Wandhöhe 

Bei der Festsetzung der Wandhöhe handelt es sich um die max. zulässige traufseitige Wandhöhe, in 

Meter gemessen, an der Außenwand von OK FOK bis Schnittpunkt Dachhaut. Sofern zulässige Wie-

derkehre oder Dachaufbauten im Bereich des Schnittpunktes der Außenwand mit der Dachhaut lie-

gen, ist die Verbindungslinie zwischen den nächst gelegenen entsprechenden Schnittpunkten außer-

halb solcher Bauteile maßgeblich. Nachdem die Wandhöhen sehr stark das Erscheinungsbild eines 

Siedlungsgefüges prägen, wurde darauf geachtet, dass insbesondere in den gut einsehbaren Berei-

chen (Ortsrand, Hanglagen) die Höhe der sichtbaren Wandflächen so bemaßt sind, dass zwar eine 

zweigeschossige Bebauung möglich ist, die Einbindung des Wohnbaugebietes in die Landschaft aber 

dennoch bestmöglich gewahrt bleibt. Nachdem die Möglichkeit besteht, dass die hangabwärts ge-

richteten Gebäudeseiten freigelegt werden ist hier eine Beschränkung der Wandhöhen unerlässlich. 

Die zulässigen Wandhöhen liegen bei allen Wohngebäuden bei 5,8 m und wurde lediglich in GS 30, in 

welchem eine verdichtete Bebauung vorgesehen mit 9,0 m festgesetzt. Hier soll die Errichtung eines 

größeren Baukörpers ermöglicht werden, um auf der hierfür vorgesehenen Stelle möglichst effizient 

Wohnraum zu schaffen.  

4.3.6 Bauweise und Baugrenzen 

Es wird eine offene Bauweise (o) mit seitlichem Grenzabstand (ausgenommen Doppelhäuser) festge-

setzt. Für sämtliche bauliche Anlagen (incl. Garagen) gelten die Abstandsregelungen gemäß Bayeri-

scher Bauordnung. Insbesondere bei Grundstücken in Hanglage ist vor Planungsbeginn zu überprü-

fen, ob eine Grenzbebauung der Garagen vor dem Hintergrund der max. zulässigen mittleren Wand-

höhe von 3,0 m möglich ist. Von spezifischen kleinteiligen Festsetzungen von Baufenstern bzw. Um-

grenzungslinien von Garagen wurde bewusst abgesehen, um den Bauherren möglichst viele Spiel-

räume bei der Bebauung des bewegten Geländes zu ermöglichen und um der Gemeinde eine gewisse 

Flexibilität bzgl. der Grundstückeinteilungen zu ermöglichen. 

Gebäude und Garagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. Die Zulässigkeit für die Errichtung 

von zusätzlichen Stellflächen für Garagen wurde gem. der Planzeichnung über die Baugrenzen hinaus 

definiert. 

Nebenanlagen im Sinne von §14 BauNVO sind nur innerhalb der Baufenster zulässig. 
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Durch die Ausweisung von großen Baufenstern bleibt die spätere Parzellierung und Anordnung der 

Gebäude in den Baugrundstücken flexibel – definiert ist ein Mindestabstand von 3 m bzw. 5 m ge-

genüber dem öffentlichen Straßenraum. 

Hinsichtlich der Firstrichtung ist das Baugebiet zweigeteilt: 

innerhalb der (auch von Weitem) einsehbaren und ortsbildprägenden Bereichen im höher gelegenen, 

westlichen Teil des Geltungsbereiches ist die Firstrichtung festgesetzt. Es ist hier nur eine traufseitige 

Bebauung entlang des Straßenraumes zulässig. Nachdem die Erschließung/Straßenführung den topo-

graphischen Gegebenheiten angepasst wurde, erfolgt auch die Gebäudeausrichtung weitgehend pa-

rallel zu den Höhenschichtlinien und gewährleistet so die Entwicklung eines ruhigen und landschafts-

verträglichen Erscheinungsbildes. Die Erschließung des Grundstückes und Gebäudes, Raumkonzept, 

sowie Anordnung der Gartenflächen wurden bei der Festsetzung berücksichtigt. Ein qualitätsvolles, 

zeitgemäßes und energieeffizientes Wohnen ist trotz der Festsetzung der Firstrichtung gewährleistet.  

In den im Talraum gelegenen, rückwärtigen und weniger einsehbaren Bereichen ist frei wählbar, ob 

die Gebäude trauf- oder firstseitig zum Straßenraum hin errichtet werden. Eine Beeinträchtigung der 

städtebaulichen Struktur des neuen Wohnbaugebietes bzw. des Erscheinungsbildes des Baugebietes 

nach außen, ist durch die wählbare Firstrichtung nicht zu erwarten. Vielmehr soll hier dem Bauherren 

der Spielraum gegeben werden, durch die wählbare Ausrichtung seine Wohnsituation und Grund-

stückseinteilung-/erschließung zu optimieren.   

Abweichungen von jeweils bis zu 10° gegenüber der Plandarstellung sind möglich. 

4.3.7 Stellplätze und Stauraum von Garagen 

Es sind 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit zu erstellen (gemäß GaStellV).  

Vor Garagen ist zum öffentlichen Straßenraum hin eine Aufstellfläche von mindestens 5,0 m einzu-

halten. Diese Flächen werden nicht als Stellplatzflächen angerechnet. 

Im Bereich des Geschosswohnungsbaus (GS 30) wird die Errichtung einer Tiefgarage festgesetzt. 

Sämtliche erforderlichen Stellplätze sind unterirdisch zu erstellen. Lediglich Besucherstellplätze dür-

fen oberirdisch errichtet werden. Auf diese Weise soll zum einen eine optimierte Bebauung des 

Grundstückes für Wohnzwecke gefördert werden und zugleich städtebauliche Beeinträchtigungen 

durch eine hohe Anzahl an Garagenbauwerken vermieden werden. Nachdem das Grundstück am gut 

einsehbaren Ortseingangsbereich (Bahnhofstraße) liegt, würden sich Garagen/Stellplätze negativ auf 

das Erscheinungsbild des Erholungsortes Wertach auswirken. Dies soll durch die unterirdische Anlage 

der Stellplätze vermieden werden.  

Vor dem Hintergrund, dass in diesem Bereich durch die GRZ und das Maß der baulichen Nutzung die 

Errichtung verdichtetem Wohnen bzw. die Errichtung von Wohnanlagen (z.B. betreutes Wohnen, 

Wohnen für Senioren o.ä.) ermöglicht wird, wird die wirtschaftliche Zumutbarkeit der Errichtung ei-

ner Tiefgarage in Abhängigkeit zur realisierbaren Wohn-/Nutzungsdichte als gegeben erachtet.  



Bebauungsplan mit Grünordnung "Linzenleiten II"  
Begründung – Stand 01.02.2018  

 

www.lars-consult.de Seite 47 von 59 

 

4.3.8 Dachformen, Dachneigungen, Dachgestaltung 

Die Dachformen werden an die umgebende Bestandsbebauung angepasst. Zur Gewährleistung der 

städtebaulichen Zielsetzungen, insbesondere hinsichtlich eines regionaltypischen, landschaftsver-

träglichen und ruhigen Erscheinungsbildes werden im gesamten Geltungsbereich nur Satteldächer 

sowie versetzte Pultdächer zugelassen. Auch Garagen sind mit Satteldach zu errichten. Die Dachnei-

gung ist dem Hauptgebäude anzupassen. Lediglich offene Carports sollen auch mit Flachdach / Grün-

dach zulässig sein. 

Nachdem das Baugebiet – aufgrund der topographischen Lage und der Situierung - gut einsehbar ist 

wird ein Augenmerk daraufgelegt, dass die Dachlandschaft möglichst homogen und ruhig entwickelt 

werden soll. Neben der Festlegung der Dachform, werden daher Art und Maß der zulässigen Dach-

aufbauten bzw. Wiederkehre reguliert. Eine einer effiziente Wohnraumnutzung der Dachgeschosse 

soll – trotz dieser Regulierungen - ermöglicht werden. 

Dachaufbauten sind, unter Wahrung von Mindestabständen untereinander sowie zur Giebelseite und 

zum First, ab einer Dachneigung von 26° auf einer max. Breite 3 m zulässig. Die maximale Breite von 

Wiederkehren ist begrenzt (30 % der Gebäudelänge), um klar erkennbare Proportionen zwischen 

Hauptgebäude und Anbau zu wahren.   Auf Dachflächen mit Wiederkehr ist die Errichtung von Gau-

ben unzulässig. 

Dachneigungen sind im gesamten Geltungsbereich zwischen 20° und 35° zulässig (Ausnahme: im Be-

reich des verdichteten Bauens (GS 30) sind 12 – 30 ° zulässig). Dadurch sind sowohl die Belange einer 

regionaltypischen Bauweise als auch die Anforderungen an eine energetische, zeitgemäße Bauweise 

gewahrt. Bei der Festlegung der zulässigen Obergrenze wurde ein Augenmerk daraufgelegt, dass eine 

effiziente energetische Nutzung (Photovoltaik, Solarthermie) möglich ist.  

4.3.9 Solarthermie und Photovoltaikanlagen 

Solarthermie- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, sofern sie das Erscheinungsbild nicht beein-

trächtigen. Sie dürfen daher nur auf Dachflächen und nur in gleicher Neigung wie das Hauptdach aus-

geführt werden. Es ist darauf zu achten, dass Blendwirkungen ausgeschlossen sind. Aufständerungen 

sind unzulässig. Mindestabstand zur Gebäudekante der jeweiligen Giebelseite sowie zum nächstgele-

genen First des Hauptdaches: mind. 0,5 m. 

4.3.10 Werbeanlagen 

Nachdem Wertach touristisch geprägt ist und es nicht auszuschließen ist, dass im Baugebiet unterge-

ordnete touristische Nutzungen stattfinden (z.B. private Ferienwohnungen) und sonstige nicht stö-

rende Handwerksbetriebe, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke generell zulässig sind, ist auch die Errichtung von Werbeanlagen zulässig. Um das Gesamter-

scheinungsbild dadurch nicht zu beeinträchtigen, wird die Errichtung der Werbeanlagen hinsichtlich 

Größe und Gestaltung reglementiert: Werbeanlagen sind ausschließlich an der Stätte der Leistung 

zulässig. Pro Grundstück ist maximal eine Werbeanlage zulässig (freistehend oder an der Fassade). 

Unzulässig sind Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Booster- 
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und Laserwerbung. Freistehende Werbeanlagen sind auf eine maximale Größe von 1,0 m² begrenzt 

(bei Schaukästen wird die Aufständerung nicht dazu gerechnet). 

 Grünordnung 

5.1 Bepflanzung 

Mit den grünordnerischen Festsetzungen sollen vorrangig folgende Ziele erreicht werden: 

• Harmonische Einbindung der Baukörper und der Stellflächen in die umgebende Landschaft 

durch umfangreiche Ortsrandeingrünung 

• Aufwertung und Gliederung der öffentlichen Straßenräume durch angepasste Durchgrünung 

• Verwendung heimischer, standortgerechter Gehölze gemäß den zutreffenden Pflanzempfeh-

lungen in Ziff. 3.1.23 der Satzung 

• Erhalt der Versickerungsfähigkeit des Bodens durch Reduzierung der Flächenversiegelung auf 

privaten und öffentlichen Flächen 

• Erhalt bestehender und Schaffung neuer naturnaher Elemente, welche wichtige Lebens-

räume für Tiere und Pflanzen darstellen 

Durch die Festsetzungen soll eine naturnahe und aufgelockerte Ein- und Durchgrünung des Baugebie-

tes gewährleistet werden. Aufgrund der Bedeutung der Ortsrandeingrünung für die Gemeinde, wird 

an der Abgrenzung in Richtung N/NO eine durchgängige öffentliche Grünfläche mit einer Breite von 

3 m und der Zweckbestimmung Ortsrandeingrünung festgesetzt und deren Umsetzung dadurch si-

chergestellt. Die bestehenden Gehölzbestände entlang der Bahnhofstraße sowie der Solitärbaum auf 

Flurnummer 554 werden durch entsprechende Festsetzungen erhalten, soweit dies aus technischer 

Sicht möglich ist. Die Planung wurde so gestaltet, dass im Bereich der Baumgruppe im Südosten des 

Plangebietes der Großteil des Bestandes erhalten werden kann und keine höherwertigeren Bäume 

beeinträchtigt werden. Im Bereich der Einmündung der Erschließungsstraße in die Bahnhofstraße 

müssen einzelne Bäume entfernt werden. Wo möglich, werden die entfernten Bäume durch Ersatz-

pflanzungen ersetzt. Sollte die Rodung eines grundsätzlich zu erhaltenden Bestandsbaumes notwen-

dig werden, beispielsweise aufgrund einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes, so ist ein 

gleichwertiger Ersatzbaum zu pflanzen. Diese dienen zugleich der Eingrünung des Plangebietes. Das 

Erscheinungsbild entlang der Bahnhofstraße soll sich dadurch nicht wesentlich gegenüber der Be-

standssituation unterscheiden. Gleiches gilt für den Solitärbaum auf Flurnummer 554, der möglichst 

erhalten werden soll. 

Die öffentliche Fläche mit Zweckbestimmung Ortsrandeingrünung an der Abgrenzung des Geltungs-

bereiches im N/NO ist von Bebauungen jeglicher Art freizuhalten, Geländemodellierungen sind nicht 

zulässig. Durch eine lockere Bepflanzung mit standortgerechten Laub- und Obstbäumen, Sträuchern 

und Hecken gemäß Pflanzempfehlung in Ziff. 3.1.23 soll auf mindestens 25 % der Fläche ein aufgelo-
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ckerter und naturnaher Ortsrand entwickelt werden. Dabei wird die Struktur der im Osten angren-

zenden Ortsrandeingrünung fortgesetzt. Es sind größtenteils Pflanzungen von Sträuchern vorgese-

hen, um eine Durchlässigkeit zu bewahren und Beeinträchtigungen der Privatgrundstücke durch zu 

starke Beschattung bzw. Laubwurf zu vermeiden. Am nördlichen Abschluss der öffentlichen Grünflä-

che ist die Pflanzung eines solitären Bergahorns vorgesehen, der gemeinsam mit den Bäumen auf der 

gegenüberliegenden Ausgleichsfläche den Abschluss des Wohngebietes bildet und bewusst einen 

Blickbezug darstellen soll. 

Bei der Pflanzplanung ist zu berücksichtigen, dass grundsätzlich die gesetzlichen Pflanzabstände zu 

privaten oder landwirtschaftlichen Grundstücke einzuhalten sind, welche auch von der Höhe der 

Pflanzen abhängt und folglich auch konkrete Anforderungen an die Pflege stellt. 

Ebenfalls der Eingrünung des Geltungsbereiches dient die nördlich an die Wohnbebauung anschlie-

ßende Ausgleichsfläche, die auch innerhalb des Geltungsbereiches liegt. Die intensiv genutzte Fläche 

wird in eine Streuobstwiese umgewandelt. Strauchpflanzungen grenzen diese im NO, SO und SW ab, 

welche neben ihrer naturschutzfachlichen Biotopfunktion auch der optischen Abrundung der Aus-

gleichsfläche dienen. Diese Strukturen entsprechen denen der östlich liegenden Ortsrandeingrünung 

und führen diese somit fort. Im SO der Ausgleichsfläche werden die einrahmenden Strukturen nur 

durch die Pflanzung zweier Eichen unterbrochen, welche als Solitärbäume auf der Anhöhe land-

schaftsbildprägende Elemente darstellen. 

Mit den Seitenstreifen und Parkbuchten wird ein Teil der öffentlichen Verkehrsflächen in wasser-

durchlässiger Bauweise ausgeführt. Dabei ist Schotter-Rasen, Rasengittersteine oder in ähnlicher 

Form vorgesehen. Dies wirkt sich positiv auf die Schutzgüter Boden, Wasser sowie Klima und Luft 

aus. Zudem sind auf diesen öffentlichen Flächen in regelmäßigen Abständen Baumpflanzungen vor-

gesehen, die sich positiv auf die Durchgrünung des Wohngebietes und auch auf das Schutzgut Klima 

und Luft auswirken. Die Pflanzungen sollen in einer einheitlichen Baumart vorgenommen werden, 

um dem Gebiet einen einheitlichen Charakter zu geben. 

Um eine entsprechende Durchgrünung des Plangebietes sicherzustellen, wurden Festsetzungen so-

wohl auf öffentlichen als auch auf privaten Flächen getroffen. 

Auf den privaten Grünflächen soll entlang der inneren Erschließungsstraße durch die Festsetzungen 

eine wahrnehmbare, jedoch aufgelockerte Durchgrünung geschaffen werden. Aus diesem Grund 

wird innerhalb des Baugebietes auf eine strukturierte und geordnete Pflanzanordnung verzichtet, 

vielmehr soll durch die entsprechenden Festsetzungen gewährleistet werden, dass der Straßenraum 

beidseitig in lockerer Abfolge durch standortgerechte, straßenbegleitende Baumpflanzungen auf den 

privaten Flächen gesäumt wird und somit in seiner Gesamtheit durchgängig durchgrünt und aufgelo-

ckert wahrgenommen wird. Aus diesem Grund ist die Pflanzung von Thuja- und Scheinzypressen ent-

lang des Straßenraumes unerwünscht, da diese keine standorttypische Gehölze darstellen und eine 

dorfuntypische Prägung des Straßenraumes zur Folge haben. Ergänzend soll auf den privaten Grün-

flächen verhindert werden, dass die straßenbegleitenden durchgrünten Flächen (Vorgärten, Hof-
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räume) durch Baukörper (z.B. Nebengebäude, Garagen) bzw. unangepasste Einfriedungen beein-

trächtigt werden. Neben einer Aufwertung des Erscheinungsbildes soll durch diese Maßnahmen die 

Qualität des Wohnumfeldes erhöht werden. 

Die Gewährleistung und Weiterentwicklung einer hohen standortgerechten ökologischen Wertigkeit 

für Fauna und Flora ist ein weiteres Ziel der grünordnerischen Festsetzungen. Neben der bestmögli-

chen Wahrung der Bestandsbäume und Gehölze, werden in den privaten Gärten standortgerechte 

Baum- und Gehölzpflanzungen festgesetzt. Dabei ist als Mindestmaß die Pflanzung eines heimischen 

autochthonen Laubbaumes pro angefangener 500 m² Bauplatzfläche vorgegeben. Die Baumstand-

orte sind im Detail variabel, jedoch muss mindestens ein Baum pro Grundstück entlang des Straßen-

raumes gepflanzt werden, um die bereits aufgeführte aufgelockerte Durchgrünung entlang des Stra-

ßenraumes zu erreichen. Heimische Baum- und Gehölzsorten sollen durch dieses Pflanzgebot erhal-

ten werden. Darüber hinaus sollen die privaten Gartenflächen einen durchlässigen Lebens- und Un-

terschlupfraum für heimische Tierarten (Kleinsäuger, Vögel, Insekten) bieten. Aus diesem Grund wird 

im Geltungsbereich u.a. die Errichtung von Mauern und Sockelmauern untersagt.  

Durch Festsetzungen zu Überbauung, Versiegelung, Pflanzempfehlungen und Wasserversickerung 

sollen sowohl die Flächeninanspruchnahme als auch sonstige Beeinträchtigungen des Naturhaushal-

tes durch das Vorhaben auf das notwendige Minimum reduziert werden. 

5.2 Einfriedungen 

Durch Regulierung der Einfriedungen soll ein ansprechendes Erscheinungsbild entlang des Straßen-

raumes gewährleistet werden. Vor diesem Hintergrund wird die Einfriedung in diesen Bereichen auf 

eine Höhe von 1,00 m begrenzt. Die Errichtung von Mauern bzw. Sichtschutzmatten ist untersagt. Zur 

Gewährleistung einer Durchlässigkeit, insbesondere für Kleinsäuger, sind Sockelmauern unzulässig. 

5.3 Versickerung und Umgang mit Niederschlagswasser 

Angestrebtes Ziel ist es, das anfallende Oberflächenwasser weitestgehend innerhalb des Geltungsbe-

reiches zu versickern und Bodenversiegelungen auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. 

Aus diesem Grund wird festgesetzt, dass Zufahrten und Stellplätze sowohl auf öffentlichem als auch 

auf privatem Grund in wasserdurchlässiger Ausführung angelegt sein sollen (Rasen-Gitterstein, Ra-

senfuge, Schotterrasen, Drain-Pflaster bzw. als wassergebundene Decke). Im Rahmen der parallel 

durchgeführten Erschließungsplanung wurde Oberflächenabfluss untersucht und ist in der Planung 

entsprechend berücksichtigt. 

Die Versickerungsfähigkeit des Untergrundes ist innerhalb des Geltungsbereiches unterschiedlich 

ausgeprägt, im Talbereich (Richtung Bahnhofstraße) ist der Untergrund weitestgehend wasserdurch-

lässig und eine flächige Versickerung möglich. In den höher gelegenen westlichen Bereichen und den 

Hanglagen sind die anstehenden Deckschichten gemäß Baugrundgutachten teilweise mäßig bis ge-

ring wasserdurchlässig. Das anfallende Niederschlagswasser aus den Erschließungsstraßen und den 
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Grundstücken wird wo dies möglich ist, weitestgehend versickert. Das Überlaufwasser aus den Versi-

ckerungsanlagen wird gedrosselt in den Graben entlang der Bahnhofstraße eingeleitet. Der mögliche 

Einleitwert in den Graben wurde mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt.  

Die Versickerung auf den Privatgrundstücken wird im Rahmen der Erschließungsplanung unter Be-

rücksichtigung des Baugrundes und der Topographie detailliert geregelt. In Grundstücken mit versi-

ckerungsfähigem Untergrund ist auf dem Grund zu versickern, in allen anderen Grundstücken kann 

das anfallende Niederschlagswasser ungedrosselt in die Kanalisation eingeleitet werden. Unter dem 

Satzungspunkt „Grund-/Niederschlagswasser“ ist dies genau geregelt. 

Aufgrund der topographischen Lage sind wild abfließendes Hangwasser und Wasseraustritte nicht 

auszuschließen. Der Fall, dass „wild abfließendes Wasser“ aus dem Peterlesbach bis zum Baugebiet 

gelangt ist unwahrscheinlich, da zwischen dem Peterlesbach und dem neuen Baugebiet vier Häuser-

reihen (Sonnenhang und Panoramaweg) bestehen. Sollte sich dennoch „wild abfließendes Wasser“ 

(Hang- bzw. Niederschlagswasser) bilden, kann dies aufgrund der geplanten Querneigungen der 

Fahrbahnen und des Gehweges, im Straßenraum gefasst, zurückgehalten und kontrolliert über die 

bestehende Straßenentwässerung (Straßeneinläufe) am Tiefpunkt abgeführt werden. Die Einrichtun-

gen der Regenwasserentsorgung werden mit dem empfohlenen Sicherheitszuschlag von 1,20 (20 % 

Zuschlag) nach DWA A 138 bzw. DWA A117 dimensioniert. Ergänzend zu diesen Maßnahmen im Zuge 

der öffentlichen Entwässerung haben die Eigentümer ihre Gebäude durch geeignete Maßnahmen zu 

sichern (siehe unter Hinweise Punkt 4.1.22 der Satzung).  

Insbesondere in den, dem Hang zugeneigten nordwestlichen Grundstücksbereichen sind von den 

Bauherren im Rahmen der Bebauung entsprechende Vorkehrungen zur Versickerung bzw. Ableitung 

von Oberflächenwasser zu treffen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge und Türen, ebenerdige 

Hauseingänge an der Hangseite usw.). 

 Infrastruktur / Ver- und Entsorgung 

Das Schmutzwasser kann in den vorhandenen Mischwasserkanal entlang der St-Ulrich-Straße/Bahn-

hofstraße abgeleitet werden und wird von dort der kommunalen Kläranlage Wertach zugeführt.  

Wasser- und Energieversorgung sowie die Müllbeseitigung erfolgen in Abstimmung mit den örtlichen 

Versorgungsunternehmen.  

Der Geltungsbereich wird von einer überirdischen (20 kV) Freileitung der AllgäuNetz GmbH über-

quert (von SO nach NO). Diese soll im Rahmen der Erschließung zurückgebaut und parallel zum Stra-

ßenverlauf unterirdisch verlegt werden. Ebenso soll die Wasserleitung, welche den Geltungsbereich 

im östlichen Teil quert im Zuge der Erschließung zurückgebaut bzw. verlegt werden. 

Der offene Graben, welcher bislang dem temporären Abfluss von Niederschlags-/Oberflächenwasser 

diente, wird in seiner Funktion hinfällig und soll daher ebenfalls zurückgebaut werden. 

Die Gemeinde hat ein Energiekonzept in Auftrag gegeben, welches die grundsätzlichen Möglichkeiten 

alternativer Energiegewinnungsmöglichkeiten sowie deren Machbarkeit analysiert hat. Das Energie-

konzept wurde bei der Ausarbeitung des Bebauungsplanes berücksichtigt. Ein konkretes Erfordernis 
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für spezifische Regelungen / Festsetzungen durch die Bauleitplanung ist nicht erforderlich. Die Mög-

lichkeit der Wärme-/Energiegewinnung durch Sonne (Solar/Photovoltaik) wird durch entsprechende 

Festsetzungen (Dachneigungen, Dachformen, Firstrichtungen, Dachaufbauten etc.) gewährleistet. 

Sollte sich ein konkreter Bedarf im Bereich der Thermischen Grundwasser- und Erdwärmenutzung 

ergeben, soll ein Geoingenieurbüro mit der Durchführung eines Leistungspumpversuches bzw. einer 

Rammkernbohrung beauftragt werden. Danach werden die genaue Prüfung und Genehmigung etwa-

iger Anlagen, in Abstimmung mit dem WWA Kempten sowie dem Landratsamt Oberallgäu in Sonth-

ofen erfolgen. 

 Eingriffsregelung und Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und 

zum Ausgleich 

Die Bebauung stellt einen Eingriff in Natur und Landschaft gemäß Art. 6 BayNatSchG dar. Nach § 1 a 

Abs. 3 BauGB ist die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Land-

schaft in der bauleitplanerischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Aus diesem 

Grund werden im Rahmen der vorliegenden Aufstellung des Bebauungsplans sowohl Minimierungs- 

und Vermeidungsmaßnahmen als auch geeignete Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. 

7.1 Vorgehensweise bei der Eingriffsregelung 

Grundlage für die Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs bildet der vom Bayerischen Staatsministe-

rium für Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU) herausgegebene Leitfaden zur Eingriffsrege-

lung in der Bauleitplanung „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“. 

Gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG (2010) ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, „unver-

meidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus-

zugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen)“.  

§ 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG wertet einen Eingriff in Natur und Landschaft als ausgeglichen, „wenn 

und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederherge-

stellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neugestaltet ist“. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesetzesgrundlage wird die Ausgleichbarkeit des Eingriffs, der zu 

nachhaltigen bzw. erheblichen Auswirkungen auf die betroffenen Schutzgüter führt, wie folgt beur-

teilt. 

Aus naturschutzfachlicher Sicht entstehen durch die Festsetzungen von Art und Maß der baulichen 

Nutzung im Bebauungsplan mit Grünordnung „Linzenleiten II“ folgende wesentliche Eingriffe: 

• Überbauung von Gehölz- und Baumbeständen (Eingriff in das Schutzgut Tiere und Pflanzen) 

• Versiegelung und Überbauung von Boden (Eingriff in das Schutzgut Boden und Wasser) 

• Beeinträchtigung der kleinklimatischen Verhältnisse (Eingriff in das Schutzgut Klima und Luft) 
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• Verlust bzw. Beeinträchtigung von Blickbeziehungen (Eingriff in das Schutzgut Landschaftsbild) 

Bei der durch das Vorhaben entstehenden Flächenversiegelung und Überbauung von Grundflächen 

gehen überwiegend intensiv landwirtschaftliche Nutzflächen mit einer vergleichsweise geringen öko-

logischen Wertigkeit verloren. Die Kompensationsregelung des Naturschutzrechts ist hier entspre-

chend anzuwenden. Da die Kompensation nur teilweise innerhalb des Geltungsbereiches geleistet 

werden kann, erfolgt der naturschutzfachliche Ausgleich zusätzlich auf externen Flächen. Der natur-

schutzfachliche Ausgleich für die Versiegelung und Überbauung von Freiflächen wird in Abhängigkeit 

von der Bestandsbewertung der Fläche festgelegt. 

7.2 Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 

Im Rahmen des gegenständlichen Bebauungsplans wurden die folgenden Vermeidungs- und Mini-

mierungsmaßnahmen berücksichtigt: 

Tabelle 1: Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Schutzgut Projekt-

wirkung 

Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahme 

Mensch Wohnum-

feld und 

Aufent-

haltsquali-

tät 

• Aufwertung des Wohnumfeldes und der Aufenthaltsqualität mittels 

Durchgrünungsmaßnahmen auf öffentlichen und privaten Flächen 

sowie eine durchgängige Ortsrandeingrünung besonders am nordöst-

lichen Siedlungsrand 

• Verhinderung der Ansiedlung stark emittierender Betriebe durch die 

Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) bzw. Mischgebiet Dorf 

(MD) 

• Erhalt des bestehenden Wanderweges 
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Schutzgut Projekt-

wirkung 

Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahme 

Tiere und 

Pflanzen 

Lebens-

räume 

• Entwicklung von für Tier- und Pflanzenarten wertvollen Strukturen im 

Rahmen der nordöstlichen Ortsrandeingrünung 

• Schaffung ökologisch bedeutsamer Lebensräume für einheimische 

Arten (Insekten, Vögel, Kleinsäuger) durch die Pflanzung von heimi-

schen Gehölzen im Rahmen der grünordnerischen Maßnahmen 

• Erhalt der ökologischen Durchgängigkeit (v. a. Kleinsäuger) durch 

Festsetzung von für Kleintieren durchgängigen Einfriedungen 

• Schaffung ökologisch bedeutsamer Lebensräume innerhalb der Aus-

gleichsflächen 

• Verwendung insektenfreundlicher Lichtquellen im Bereich der Er-

schließungsstraßen 

• Erhalt zweier markanter Einzelbäume sowie der bestehenden Ge-

hölze an der südöstlichen Abgrenzung 

• Schutz der Bestandsbäume und -gehölze vor Beschädigungen wäh-

rend der Baumaßnahmen durch das Aufstellen von Bauzäunen 

Boden Abtrag 

und 

Bodenver-

siegelung 

• Reduzierung der Flächenversiegelung, Begrenzung der Versiegelung 

auf öffentlichen und privaten Flächen mit einer zulässigen GRZ von 

maximal 0,35 

• Verringerung der Flächenversiegelung im Bereich der öffentlichen 

Verkehrsflächen bzw. deren Seitenflächen (Seitenstreifen, Parkbuch-

ten) in wasserdurchlässiger Ausführung (Schotterrasen, Rasengitter-

steine, etc.) 

• Verringerung der Flächenversiegelung durch Ausführung von Stell-

plätzen und Zufahrten auf privaten Grundstücken als Rasen-Gitter-

stein, Rasenpflaster mit breiten begrünten Fugen, Schotter-Rasen, 

Drain - Pflaster oder als wassergebundene Flächen zulässig 

• Reduzierung des Bodenab- bzw. -auftrages auf das notwendige Min-

destmaß 

• Sachgerechter Umgang mit anfallendem Bodenmaterial (Trennung 

von Ober- und Unterboden, sachgerechte Lagerung des Oberbodens 

und Wiedereinbau, ortsnahe Verwertung von überschüssigem 

Oberbodenmaterial) 
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Schutzgut Projekt-

wirkung 

Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahme 

Wasser Überde-

ckung, 

Schadstof-

feinträge 

• Verbesserung der Versickerungsrate durch Ausführung der öffentli-

chen Verkehrsflächen bzw. deren Seitenflächen (Seitenstreifen, Park-

buchten) in wasserdurchlässiger Bauweise 

• Reduzierung des oberflächennahen Abflusses von Niederschlagswas-

ser auf befestigten Flächen durch Ausbau von privaten Stellplätzen 

und Zufahrten in wasserdurchlässiger Bauweise 

• Erhaltung der Grundwasserneubildung durch Versickerung des abge-

führten Oberflächenwassers vorrangig über belebte Bodenzonen auf 

geeigneten Flächen (nachrangig über Rigolen oder Sickerrohre) 

Klima und 

Luft 

Überbau-

ung 

• Verringerung der Beeinträchtigungen auf die kleinklimatischen Ver-

hältnisse durch entsprechende grünordnerische Maßnahmen als Bei-

trag für die Frischluftzufuhr und Lufterneuerung (Adsorptions- und 

Filtervermögen der Bäume) 

• Reduzierung der Flächenversiegelungen auf ein Mindestmaß (zuläs-

sige GRZ 0,35) und Einplanung von Grünflächen und Baumpflanzun-

gen im Geltungsbereich 

• Verringerung der Beeinträchtigungen auf das Lokalklima durch eine 

Reduzierung der Versiegelung durch Ausführung der öffentlichen 

Verkehrsflächen bzw. deren Seitenflächen (Seitenstreifen, Parkbuch-

ten) in wasserdurchlässiger Ausführung 

Landschafts-

bild / Erho-

lung 

Fernwir-

kung 

• Reduzierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild durch ent-

sprechende grünordnerische Maßnahmen bzw. Festsetzungen im Be-

bauungsplan (Ortsrandeingrünung, Pflanzmaßnahmen auf den priva-

ten Grundstücken und Beschränkung der Bauhöhen) 

• Einpassung des Wohngebietes in die örtlich gegebene Topographie 

Kultur- und 

Sachgüter 

Freilegung • Einhaltung der geltenden Bestimmungen des Art. 8 DSchG 
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7.3 Eingriffsausgleich 

7.3.1 Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfes 

Das Plangebiet wird in den noch nicht überbauten Bereichen überwiegend als intensives Grünland 

bewirtschaftet. Aufgrund der unterschiedlichen Topographie, wie sie besonders im westlichen Teilge-

biet vorliegt, muss die Nutzung entsprechend angepasst werden. In Teilbereichen liegen zudem stär-

ker vernässte und degradierte Flächen vor, deren höherer ökologischer Wert im Rahmen der Aus-

gleichsberechnung durch einen höheren Kompensationsfaktor berücksichtigt worden ist. Ebenso 

wird bei den Graben- und Gehölzflächen ein höherer Faktor angesetzt. 

Beim geplanten Eingriff auf den landwirtschaftlichen Nutzflächen wird von einem Gebiet der Katego-

rie 1 (Gebiete mit geringer Bedeutung) ausgegangen. Die zum Graben gehörigen Flächen, diejenigen 

mit Gehölz- und Baumbeständen sowie die extensiver genutzten Hangbereiche im Westen werden 

als Gebiete der Kategorie 2 (Gebiete mit einer mittleren Bedeutung) eingestuft. Für die geplanten 

Bauflächen und öffentlichen Verkehrsflächen mit dem vorgesehenen Versiegelungsgrad (GRZ = unter 

0,35) folgt die Einstufung der Eingriffsschwere in den entsprechenden Typ B. Aus der Überlagerung 

der beiden Einstufungen ergeben sich für die einzelnen Flächen Wertspannen, aus denen der für die 

jeweils vorliegende Beeinträchtigung der entsprechende Kompensationsfaktor ausgewählt werden 

muss. 

Für das intensiv bewirtschaftete Grünland sowie den bestehenden Feldweg in Kombination mit einer 

Überplanung als Wohngebiet ergibt sich eine Spanne von 0,2 bis 0,5. Der empfohlene Kompensati-

onsfaktor für intensiv genutztes Grünland und Acker liegt am „Oberen Wert“ der jeweils möglichen 

Bewertungsspanne (nach Liste 1 a, Leitfaden). Folglich wird ein Faktor von 0,4 angesetzt. Der Kom-

pensationsfaktor für die teilversiegelte Fläche des Feldweges liegt hingegen am „Unteren Wert“, 

weshalb ein Faktor von 0,3 gewählt wird. Für die als Bauflächen vorgesehenen Grabenflächen und 

höherwertigen Grünlandflächen gilt die Wertspanne zwischen 0,5 und 0,8 wobei sich die Bewertung 

dieser am „Unteren Wert“ orientiert und folglich ein Faktor von 0,5 verwendet wird. Für die Flächen 

mit Gehölz- und Baumbeständen gilt eine Wertspanne von 0,5 bis 0,8. Dabei trifft für die Siedlungs-

gehölze aus überwiegend einheimischen Arten der „Untere Wert“ zu, weshalb für diese Flächen der 

Wert von 0,5 gewählt worden ist. 

Bei dieser Ansetzung der Kompensationsfaktoren wurden neben der Bestandswertigkeit und der Ein-

griffsstärke auch die geplanten Minimierungs- und Vermeidungsmaßnahmen einbezogen. Die Flä-

chen für öffentliche Grünflächen, die auf Intensivgrünland entfallen bzw. der Gehölzbestand erhalten 

wird, werden nicht als Eingriff gewertet. Nicht in der Eingriffsbilanzierung berücksichtigt werden zu-

dem die in den Geltungsbereich integrierten bebauten Altortbereiche (MD-2), für welche mit Aus-

nahme der Gebietsart keine weiteren Festsetzungen getroffen wurden. Damit ergibt sich für das ge-

genständliche Bauleitplanverfahren folgender Ausgleichsflächenbedarf: 
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Tabelle 2: Eingriffsermittlung 

Planung Bestand Eingriffsfläche Kompensationsfaktor Ausgleichs-
flächen_ 
bedarf 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen * 

intensives 
Grünland 

38.430 m² 
0,4 

15.372 m² 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen * 

Extensiv 
genutztes 
Grünland 

2.750 m² 
0,5 

1.375 m² 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen * 

Graben 469 m² 
0,5 

235 m² 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen * 

Feldweg 670 m² 
0,3 

201 m² 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen * 

Gehölz- und 
Baumbestand 

462 m² 
0,5 

231 m² 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen 

Bestehende 
Mischgebiets-
flächen 

13.419 m² 

--- 

 
 
 
 
 
Kein Aus-
gleich er-
forderlich 

geplante Bauflächen 
+ öffentliche Verkehrsflächen * 

Verkehrsflä-
che 

471 m² 

öffentliche Grünflächen 
(ohne Zweckbestimmung) 

intensives 
Grünland 

676 m² 

öffentliche Grünflächen 
(ohne Zweckbestimmung) 

Gehölz- und 
Baumbestand 

151 m² 

öffentliche Grünflächen 
(Ortsrandeingrünung) 

intensives 
Grünland 

652 m² 

öffentliche Grünflächen 
(Ortsrandeingrünung) 

Graben 44 m² 

Ausgleichsfläche innerhalb des 
Geltungsbereiches 

intensives 
Grünland 

2.804 m² 

Summe (Fläche Geltungsbereich): 60.998 m² Summe 
(Ausgleichsfläche): 

17.414 m² 

Abzüglich Ausgleich in Eingriffsgeltungsbereich: 2.804 Summe 
(Ausgleich extern): 

14.610 m² 

 

* beinhaltet Straßenfläche, Gehweg, Straßenbegleitgrün 

Damit ist für das gegenständliche Vorhaben ein Ausgleichsbedarf in Höhe von ca. 1,74 ha erforder-

lich. 
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7.3.2 Ausgleichsflächen und -maßnahmen 

Der Ausgleichsflächenbedarf wird durch Maßnahmen auf einer Ausgleichsfläche innerhalb des Gel-

tungsbereiches und zwei externe Ausgleichsflächen erbracht. Dabei ist die Ausgleichsfläche A1 inner-

halb des Geltungsbereiches Teil der Ortsrandeingrünung und sieht die Anlage einer Streuobstwiese 

sowie Heckenstrukturen und zwei landschaftsbildprägende Einzelbäume vor. Auf den beiden exter-

nen Ausgleichsflächen wird die derzeit noch intensive Bewirtschaftung des Grünlandes extensiviert. 

Auf Ausgleichsfläche A2 wird zudem auf der Teilfläche, die an die Waldfläche im Süden angrenzt, ein 

Hochstaudensaum entwickelt, der durch Fräsen bzw. Aufreißen der Grasnarbe und eine anschlie-

ßende Einsaat mit einer Regio-Saatgutmischung hergestellt wird. Dazu soll eine Saatgutmischung für 

eine artenreiche Feuchtwiese verwendet werden, die regional bedeutsame Arten beinhaltet und aus 

der Region gewonnen wurde. Bei der externen Ausgleichsfläche A3 handelt es sich um eine ehema-

lige Moorfläche, deren Grünlandflächen im Rahmen der Bewirtschaftung trockengelegt wurden. 

Diese Flächen sollen zusätzlich zur extensiveren Bewirtschaftung wieder vernässt werden. Der eben-

falls auf dieser Ausgleichsfläche liegende Waldbestand ist als „Moorbereiche mit Streuwiesen am Sü-

dufer des Grüntensees“ (8328-0172-003) biotopkartiert, liegt innerhalb des Landschaftsschutzgebie-

tes „Bezirksverordnung über den Schutz des Grüntensees in den Landkreisen Oberallgäu und Ostall-

gäu“ (LSG-00127.01) und soll durch Vernässung und ggf. die Entnahme von Einzelbäumen weiterent-

wickelt werden. 

Tabelle 3: Übersicht über die Ausgleichsflächen 

Bezeichnung Flurstücksnummern, 
Gemeinde und Ge-
markung 

Flächengröße 

A1 492 (TF), 493, 
Gemeinde und Gemar-
kung Wertach 

ca. 2.804 m² 

A2 1365 (TF), 
Gemeinde und Gemar-
kung Wertach 

ca. 1.340 m² 

A3 4856/9, Gemeinde 
Oy-Mittelberg, 
Gemarkung Mittelberg 

ca. 13.654 m² 

Summe ca. 17.798 m² 

Der erforderliche Ausgleich von ca. 1,74 ha für den Bebauungsplan wird mit insgesamt ca. 1,78 ha 

Ausgleichsfläche vollständig erbracht. Die Ausgleichsmaßnahmen A1 und A2 werden gemäß § 9 Abs. 

1a Satz 2 BauGB dem Eingriff zugeordnet. Die Ausgleichsmaßnahme A3 liegt außerhalb des Gemein-

degebietes und wird folglich nicht durch eine Festsetzung gesichert, sondern im Rahmen sonstiger 

geeigneter Maßnahmen zum Ausgleich auf einer von der Gemeinde bereitgestellten Fläche durchge-

führt und durch eine Zuordnungsfestsetzung gem. § 9 Abs. 1a BauGB dem Eingriff zugeordnet. 

Durch diese Ausgleichsflächen sind die mit dem geplanten Projekt verbundenen Eingriffe in Natur 

und Landschaft - vorbehaltlich der Zustimmung durch die Untere Naturschutzbehörde - vollständig 

ausgeglichen. 
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 Flächenkennzahlen 

Art der Fläche Größe der  
Fläche in m² 

Anteil der  
Fläche in % 

Öffentliche Verkehrsflächen (neu und Bestand) 
 davon Flurweg(Bestand) 
 davon Erschließungsstraße (Wohn-/Sammelstraße) 
 davon Erschließungsstraße verkehrsberuhigt 
 davon Fußwege (inkl. Bestand entl. Bahnhofstraße) 
 davon TG-Zufahrt 
 

5.408 
25 

3.065 
781 

1485 
52 

9 %   

Öffentliche Grünflächen 
 davon Bestand 
 davon Ortsrandeingrünung 
 davon Straßenbegleitgrün 
 davon Ausgleichsfläche  
 

5.972 
827 
696 

1645 
2.804 

 

10 % 

Private Bauparzellen (GRZ 035)  
davon Baufenster  

 

36.199 
27613 

59% 

Geltungsbereich Einfacher BP (Bestandsbebauung 13.419 22 % 

Gesamtfläche Geltungsbereich 
(davon qualifizierter BP:47.579) 
 

60.998 100% 

 

 


